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EXECUTIVE SUMMARYEXECUTIVE SUMMARYEXECUTIVE SUMMARYEXECUTIVE SUMMARY    

Im Juli 2011 veröffentlichten Schweizer Medien Bildmaterial von RUAG-

Munition, die in Libyen aufgefunden wurde. Das Kriegsmaterial Schweizer Her-

kunft wurde angeblich von libyschen Rebellen im Bürgerkrieg verwendet. 

Schweizer Waffen im Bürgerkrieg: Der Zwischenfall sorgte für politischen 

Zündstoff. Seit Jahren wird hierzulande die Frage der rechtlichen Kontrolle des 

Kriegsmaterialexports kontrovers diskutiert. Der dabei geäusserte Hauptvor-

wurf: Die Unstimmigkeit zwischen Gesetzgebung und Praxis. 

 

Vorwurf der 

Divergenz 

Laut der vorliegenden Studie besteht tatsächlich eine gewisse Divergenz zwi-

schen Gesetzgebung und Praxis. Diese könnte durch folgende Massnahmen 

verringert werden:  

Massnahmen 

• Keine Keine Keine Keine Kriegsmaterialexporte in Problemländer. Kriegsmaterialexporte in Problemländer. Kriegsmaterialexporte in Problemländer. Kriegsmaterialexporte in Problemländer. Der Grossteil an Kriegs-

materialexporten an problematische Endabnehmer lässt sich durch eine 

strikte Anwendung der bestehenden Gesetze vermeiden. Die zuständi-

ge Behörde muss diesen die notwendige Beachtung schenken.  

 

Problemex-
porte 

• NichtwiederausfuhrerklärungNichtwiederausfuhrerklärungNichtwiederausfuhrerklärungNichtwiederausfuhrerklärungen strikte anwenen strikte anwenen strikte anwenen strikte anwenden den den den und und und und Verstösse sanktiVerstösse sanktiVerstösse sanktiVerstösse sanktio-o-o-o-

nieren. nieren. nieren. nieren. Das Kriegsmaterialrecht sieht vor, Vertragspartner verbindlich 

zu verpflichten, geliefertes Kriegsgut nicht weiter zu veräussern (sog. 

Nichtwiederausfuhrerklärungen). Die Praxis der Schweiz ist diesbezüg-

lich inkonsequent: Eine rasche und ernstzunehmende Reaktion der 

Schweiz durch Sanktionen bei Vertragsbrüchen ist geboten. 

 

Nichtwieder-

ausfuhrerklä-

rung 

• Keine Waffengeschäfte hinter verschlossenen Türen: Klare KommunikatKeine Waffengeschäfte hinter verschlossenen Türen: Klare KommunikatKeine Waffengeschäfte hinter verschlossenen Türen: Klare KommunikatKeine Waffengeschäfte hinter verschlossenen Türen: Klare Kommunikati-i-i-i-

on stärkt on stärkt on stärkt on stärkt die die die die Wirtschaft und Wirtschaft und Wirtschaft und Wirtschaft und das das das das Ansehen der SchweizAnsehen der SchweizAnsehen der SchweizAnsehen der Schweiz.... Der Kriegsmate-

rialhandel untersteht der staatlichen Kontrolle. Dies verpflichtet zur 

Transparenz.  Informationen über erteilte oder verweigerte Bewilligun-

gen, verletzte Ausfuhrerklärungen, Kontrollbesuche im Ausland und 

Gründe für Lieferstopps müssen kommuniziert werden.  

 

Transparenz 

• Keine Verwendung von rechtlich unbekannten Begriffen in der KriegsmKeine Verwendung von rechtlich unbekannten Begriffen in der KriegsmKeine Verwendung von rechtlich unbekannten Begriffen in der KriegsmKeine Verwendung von rechtlich unbekannten Begriffen in der Kriegsma-a-a-a-

terialverordnung. terialverordnung. terialverordnung. terialverordnung. Die Schweizer Kriegsmaterialverordnung ist Arbeits-

grundlage dafür, ob ein Waffengeschäft bewilligt wird. Die entschei-

denden Behörden brauchen hierfür ein taugliches Regelwerk, das mit 

klaren Begriffen operiert. Eine Änderung von Art. 5 Abs. 2 KMV ist un-

ausweichlich, weil der Begriff „verwickelt“ zu unklar bleibt und interna-

tional kein Pendant kennt. 

 

Änderung Art. 

5 Abs. 2 KMV 

• NeutralitätsarguNeutralitätsarguNeutralitätsarguNeutralitätsargumentmentmentmente nicht praktikabel zur Frage des Kriegsmaterialse nicht praktikabel zur Frage des Kriegsmaterialse nicht praktikabel zur Frage des Kriegsmaterialse nicht praktikabel zur Frage des Kriegsmaterials....    

Eine souveräne, die Menschenrechte beachtende Kriegsmaterialexport-

praxis lässt sich nicht mit neutralitätspolitischen Argumenten beant-

worten. Die korrekte und juristisch präzise Anwendung des Schweizer 

Exportrechts für Kriegsmaterial ist einem – je nach politischer Couleur 

geprägtem – Neutralitätsbegriff entschieden vorzuziehen.    

 

Neutralitätsar-

gumente 
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1111    EINLEITUNGEINLEITUNGEINLEITUNGEINLEITUNG    

Im Juli 2011 veröffentlichten diverse Schweizer Medien Bildmaterial von in Li-

byen aufgefundener RUAG-Munition, die angeblich von libyschen Rebellen im 

Bürgerkrieg verwendet wurde.1 Eine breite Öffentlichkeit fragte sich, wie es 

dazu kommen konnte. Nachforschungen ergaben, dass die besagte Munition 

ursprünglich von der Schweiz nach Katar exportiert worden war. Das zuständi-

ge Bundesamt, das Staatssekretariat für Wirtschaft (im Folgenden: SECO), rea-

gierte mit einem Lieferstopp und kündigte eine Untersuchung an, die in Katar 

die Lage vor Ort klären sollte.2 Am 28. Dezember 2011 meldete das SECO 

schliesslich, dass der Lieferstopp für Waffen und Munition an Katar aufgrund 

der Untersuchungsergebnisse wieder aufgehoben worden sei. Das SECO liess 

verlauten, dass bloss ein „logistischer Fehler“, der Katar unterlief, Grund für 

die Schweizer Munition in Libyen gewesen sei.3 Ein detaillierter Bericht zu den 

Vorkommnissen wurde bis dato nicht vorgelegt. 

 

 

RUAG-

Munition in 

Libyen 

Dieser Zwischenfall bot erneut Zündstoff für eine breite öffentliche Diskussion 

um die Schweizer Waffenexporte. Seit Jahren ist die Frage der rechtlichen und 

praktischen Kontrollmöglichkeit des Kriegsmaterialexports kontrovers und 

umstritten. Wiederholt sorgten Berichte über Schweizer Waffenlieferungen in 

Kriegsgebiete für Schlagzeilen: Im Dunstkreis der Affäre Oerlikon-Bührle in 

den späten 1960er Jahren, auf dem Höhepunkt der Menschenrechtsverletzun-

gen im Biafrakonflikt mit geschätzten 1 bis 2 Millionen Opfern, geriet die 

Schweiz in Kritik. Ebenso prägte die Affäre Pilatus in den späteren 1970er Jah-

ren die Aussenwahrnehmung der Schweiz. Die Skandale, Ungereimtheiten und 

Missgeschicke reichen bis in die Gegenwart und sorgen immer wieder für poli-

tischen Zündstoff.  

 

 

Brennpunkt 

Waffenhandel 

 

Der Schweizer Souverän hatte am 29. November 2009 zum dritten Mal seit 

1972 darüber abzustimmen, ob Schweizer Kriegsmaterialexporte gänzlich ver-

boten werden sollten. Auch diesmal scheiterte die Initiative „Für ein Verbot von 

Kriegsmaterial-Exporten“ an der benötigten Mehrheit von Volk und Ständen. 

Im Vorfeld der letzten Abstimmung hatten sich 70 Rechtsprofessoren kritisch 

in einem offenen Brief zur Praxis der Schweizer Behörden geäussert, die ihrer 

Meinung nach zur helvetischen Gesetzgebung im Widerspruch stand. Sie war-

fen der Verwaltung eine Divergenz zwischen Gesetzgebung und Praxis vor. Ein 

Jahr nach den weitreichenden Umwälzungen durch den arabischen Frühling 

2011 stellt sich die Frage erneut, welche Konsequenzen die veränderte Situati-

on und die politische Lage in den betroffenen Ländern mit sich bringt und ob 

eine dringende Änderung der Exportpraxis der Schweiz erforderlich ist. 

 

 

Aktuelle  

Situation 

                                                

1
 Anstelle vieler: Bericht „Libysche Aufständische schießen mit Schweizer Munition“ des Schweizer Fernsehens in der Hauptausgabe der 

Tagesschau, 20. Juli 2011.  
2
 Swissinfo.ch, Ruag-Munition in Libyen: SECO plant Besuch in Katar, 27. Juli 2011. 

3
 NZZ, Schweiz darf wieder Waffen an Katar liefern, 28. Dez. 2011. 
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Die schweizerischen Kriegsmaterialexporte befinden sich seit jeher in einem 

politischen Spannungsfeld zwischen Moral, wirtschaftlichen Interessen, der 

Aufrechterhaltung einer autonomen Rüstungsindustrie und rechtlichen Rege-

lungen. Die allgemeine Problematik des Kriegsmaterialexports wird in der 

Schweiz durch zwei Besonderheiten ergänzt: Einerseits verfügt die Schweiz im 

internationalen Vergleich über eine sehr restriktive Kriegsmaterialexport-

Gesetzgebung und andererseits zeichnet sie sich durch ein Neutralitätsver-

ständnis aus, welches sie von anderen Kriegsmaterial exportierenden Staaten 

unterscheidet.  

 

Schweizeri-

sche Eigenhei-

ten  

Das vorliegende foraus-Diskussionspapier untersucht, erklärt und diskutiert 
das komplexe und vielschichtige System des schweizerischen Kriegsmaterial-

exports und zeigt kritische oder rechtstaatlich bedenkliche Untiefen und Prob-

lemkreise auf. Insbesondere wird der Vorwurf der Divergenz zwischen Praxis 

und Gesetzgebung auf den Prüfstand gestellt. Ziel ist es, zu einem besseren 

Verständnis gegenwärtiger und zukünftiger Diskussionen beizutragen. Dabei 

sollen unabdingbare Verbesserungsmöglichkeiten für die aktuelle Gesetzge-

bung und Praxis präsentiert und erläutert werden.  

 

Inhalt des 

Diskussions-

papiers 

Durch eine Darstellung der zentralen Statistiken wird im zweiten Kapitel eine 

Übersicht der Relevanz des schweizerischen Kriegsmaterialexports vermittelt. 

Im dritten Kapitel wird dargelegt, welchen Einfluss das Schweizerische Neutra-

litätsverständnis auf Entscheide im Bereich des Kriegsmaterialexports hat. Im 

vierten Kapitel wird das geltende Exportkontrollregime für Kriegsmaterial er-

läutert, um dann im fünften Kapitel der Studie explizit auf die einzelnen Prüf-

kriterien der Bewilligungspflicht nach Art. 5 Kriegsmaterialverordnung (im Fol-

genden: KMV) einzugehen. Dabei wird hauptsächlich untersucht, ob die aktu-

ellen gesetzlichen Bestimmungen eine ausreichend restriktive Rechtsgrundlage 

darstellen, um der besonderen Position der Schweiz gerecht zu werden, und 

wie es um ihre ausreichend klare Formulierung steht. Eine gute Gesetzes-

grundlage reicht nicht aus: Im Mittelpunkt steht die Frage, ob das geltende 

Recht eine transparente Praxis überhaupt erst ermöglicht. Gleichermassen 

muss die Frage beantwortet werden, ob die vom zuständigen Bundesamt SECO 

gepflegte Praxis der geltenden Gesetzeslage ausreichend Beachtung schenkt.  

 

 

Ziel des Dis-

kussionspa-

piers 
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2 2 2 2     FACTS AND FIGURESFACTS AND FIGURESFACTS AND FIGURESFACTS AND FIGURES    

Mit Ausnahme des Jahres 2005 nahm der Export von Kriegsmaterial zwischen 

2000 und 2009 stetig zu.4 Erst mit der Revision der Kriegsmaterialverordnung 

und der damit verbundenen Verschärfung der Exportpraxis im Jahre 2009 

wurde dieser Trend etwas gestoppt. 2010 waren die Zahlen rückläufig. Augen-

fällig ist: 2011 stellt dagegen ein Rekordjahr mit Exporten in der Höhe von 

872.7 Millionen Franken dar. Laut Angaben des SECO wird die Zunahme von 

36% gegenüber dem Vorjahr massgeblich durch die Ausfuhr von unbewaffne-

ten militärischen Trainingsflugzeugen in die Vereinigten Arabischen Emirate 

(VAE) begründet, deren Export normalerweise nicht dem Kriegsmaterialgesetz, 

sondern dem Güterkontrollgesetz unterliegt. Hätte man die besagten Exporte 

in die VAE – wie gewöhnlich üblich – nicht als Waffen-, sondern als ‚blosse‘ 

Güterexporte (solche unterstehen nicht dem strikten Waffenexportgesetz!) 

bezeichnet und in der Statistik dementsprechend aufgeführt, wäre der Export 

2011 mit den Zahlen von 2010 vergleichbar (614.6 Millionen Franken). 

 

 

Ausfuhr von 

Kriegsmaterial 

 

                                                

4 Sämtliche Angaben wurden der SECO-Homepage „Zahlen und Statistiken“ entnommen. 
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Auch im Spitzenjahr 2011 betrug der Anteil des Kriegsmaterialexports am Ge-

samtexportvolumen der Schweiz nur 0.42%. Es ist offensichtlich: die Bedeu-

tung von Kriegsmaterial für die schweizerische Gesamtwirtschaft darf ange-

sichts dieses marginalen Anteils nicht überschätzt werden. Kunstgegenstände 

und Antiquitäten machen beispielsweise immer noch rund das Doppelte am 

Gesamtexportvolumen aus.5 

Anteil am 

Gesamtvolu-

men 

 

                                                

5 
Bundesamt für Statistik, Aussenhandel nach Verwendungszweck, 1990-2010. 
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Die oben erwähnten Trainingsflugzeuge im Wert von 258.1 Millionen Franken 

sorgten dafür, dass die Vereinigten Arabischen Emirate 2011 das grösste Ab-

nehmerland der Schweiz waren (Gesamtexportvolumen im Wert von 265.8 Mil-

lionen Franken). An zweiter Stelle folgt Deutschland, das 2010 noch auf Platz 1 

stand. Die 2009 erfolgte Praxisänderung, keine Waffen mehr nach Saudi-

Arabien zu liefern, zeigte 2011 ihre Wirkung. Saudi-Arabien fiel im Vergleich 

zum Vorjahr vom 2. auf den 10. Platz zurück. Neben Saudi-Arabien und den 

Vereinigten Arabischen Emiraten sind die USA (Platz 6) das einzige nichteuro-

päische Land unter den Top 10 der Empfängerländer.  

 

 

Top Export-

länder 
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3 3 3 3     KRIEGSMATERIALEXPORTKRIEGSMATERIALEXPORTKRIEGSMATERIALEXPORTKRIEGSMATERIALEXPORTE: EIN PROBLEM FÜR DE: EIN PROBLEM FÜR DE: EIN PROBLEM FÜR DE: EIN PROBLEM FÜR DIE NEUTRALEIE NEUTRALEIE NEUTRALEIE NEUTRALE    SCHWEIZ?SCHWEIZ?SCHWEIZ?SCHWEIZ?    

Der Bundesrat hielt im Aussenpolitischen Bericht 2011 fest, dass in der Praxis 

Neutralitätsgesichtspunkte eine wichtige Rolle bei der Ausfuhr von Kriegsma-

terial spielen.6 Auch im politischen und rechtlichen Diskurs kommt häufig 

rasch und mit ausgeprägt helvetischem Reflex das Neutralitätsargument ins 

Spiel. Ist diese Argumentation berechtigt? Dieses Kapitel soll aufzeigen, wie die 

permanente Neutralität der Schweiz den Kriegsmaterialexport unseres Landes 

beeinflusst. Dabei muss – essentiell für eine konzise Beantwortung von Neut-

ralitätsfragen – zwischen Neutralitätsrecht und Neutralitätspolitik unterschie-
den werden.  

 

Neutralitätsar-

gument 

3.1 DAS NEUTRALITÄTSRECHT UND KRIEGSMATERIALEXPORTE 

Zum Verständnis der relevanten neutralitätsrechtlichen Regeln des Kriegsma-

terialexports müssen sowohl das klassische, kodifizierte Neutralitätsrecht als 

auch das zeitlich nachfolgende Völkergewohnheitsrecht beachtet werden. Die-

se umfassende Betrachtungsweise zeigt auf, wie sich die neutralitätsrechtli-

chen Bestimmungen in Bezug auf den Kriegsmaterialexport im Laufe der Zeit 

verändert haben. 

 

Neutralitäts-

recht 

3.1.1  DAS KODIFIZIERTE NEUTRALITÄTSRECHT UND 

KRIEGSMATERIALEXPORTE 

Die wichtigsten kodifizierten Neutralitätsbestimmungen finden sich in den 

zwei Haager Abkommen von 1907. Es handelt sich zum einen um das V. Haa-

ger Abkommen über den Landkrieg7 (im Folgenden: V. Haager Abkommen), 

zum anderen um das XIII. Haager Abkommen über den Seekrieg (im Folgen-

den: XIII. Haager Abkommen).8 Die Mehrheit der Normen in den Haager Ab-

kommen gilt spätestens seit ihrer Kodifikation als Völkergewohnheitsrecht. Ihr 

Inhalt ist damit auch für Nicht-Vertragsstaaten verbindlich. 

 

Kodifiziertes 

Neutralitäts-

recht 

Die für den Kriegsmaterialexport zentrale Regelung findet sich in Art. 6 des 

XIII. Haager Abkommens. Diese bestimmt, dass die von einer neutralen Macht 

aus irgendwelchen Gründen unmittelbar oder mittelbar bewirkte Abgabe von 

Kriegsschiffen, Munition oder sonstigem Kriegsmaterial verboten ist. Obwohl 
sich diese Regelung im Abkommen über den Seekrieg befindet, ist sie analog 

auch auf den Land- und Luftkrieg anzuwenden.9 Die staatliche Lieferung (Staat 
als Verkäufer) von Kriegsmaterial an eine Partei, die sich in einem internationa-

 

Art. 6 des XIII. 

Haager Ab-

kommens 

                                                

6
 Aussenpolitischer Bericht 2011: 127. 

7
 Abkommen betreffend die Rechte und Pflichten der neutralen Mächte und Personen im Falle eines Landkriegs vom 18. Oktober 1907 

(SR 0.515.21). 
8
 Abkommen betreffend die Rechte und Pflichten der neutralen Mächte im Falle eines Seekriegs vom 18. Oktober 1907 (SR 0.515.22). 

9
 Pieper (1997): 70. Dies war eine erste völkergewohnheitsrechtliche Anpassung der neutralitätsrechtlichen Regelungen des Kriegsmateri-

alexports.  
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len bewaffneten Konflikt befindet, ist einem neutralen Staat somit untersagt. 

Laut Art. 7 des V. und XIII. Haager Abkommens ist der neutrale Staat hingegen 

nicht verpflichtet, „die für Rechnung des einen oder anderen Kriegführenden 

erfolgende Ausfuhr oder Durchfuhr von Waffen, Munition und überhaupt von 

allem, was einem Heer oder einer Flotte von Nutzen sein kann“, zu verhindern. 

Nach einer zeitgenössischen grammatikalischen Auslegung wird darunter ver-

standen, dass der private Handel gemäss den Haager Abkommen von 1907 

grundsätzlich erlaubt ist. Einschränkungen ergeben sich nur aus dem Art. 9 

des V. und XIII. Haager Abkommens, der vorsieht, dass im Falle staatlicher Be-

schränkungen oder Verboten des privaten Kriegsmaterialhandels diese gleich-

mässig auf die Kriegsführenden angewendet werden müssen. 

 

Privater Waf-

fenhandel 

erlaubt 

Zur Zeit der Haager Abkommen waren die staatlichen Organe noch nicht für 

die Kontrolle des privaten Kriegsmaterialhandels zuständig. Wir finden heute 

zweifellos eine vollständig andere Ausgangslage als 1907 vor. Heute – mehr 

als ein Jahrhundert und zwei schreckliche Weltkriege später – unterliegt aller 

Handel mit Waffen einer staatlichen Bewilligungspflicht. Es muss folglich über-

prüft werden, inwiefern sich durch die Staatenpraxis der letzten hundert Jahre 

neue völkergewohnheitsrechtliche Neutralitätsregeln gebildet haben. Mit ande-

ren Worten: Aus völkerrechtlicher Sicht stellte es eine unhaltbare Verkürzung 

der Tatsachen dar, einzig die Regelungen von 1907 als Rechtsgrundlagen an-

zuwenden. Für das Völkerrecht gilt, den Blick immer auch auf die konkrete 

Praxis der Staaten zu richten – bildet sich daraus im Laufe der Zeit eine neue 

Herangehensweise für Konflikte und Fragen, kann dies zu Völkergewohnheits-

recht führen. Völkergewohnheitsrecht stellt ebenso wie Verträge eine der 

Quellen von Rechtsgrundsätzen dar, die von Staaten beachtet werden müssen. 

Dies gilt fraglos auch für die Schweiz. 

 

 

Veraltete 

Rechtsgrund-

lagen? 

3.1.2 VÖLKERGEWOHNHEITSRECHTLICHE NEUTRALITÄTSREGELN UND 

KRIEGSMATERIALEXPORTE 

Der Kriegsmaterialexport war im 20. Jahrhundert einem starken Wandel ausge-

setzt. Die Staatenpraxis lässt darauf schliessen, dass eine grosse Mehrheit der 
Staaten eine politische Entscheidung der Regierung für den Kriegsmaterialex-

port (im Falle der Schweiz: eine Bewilligung nach dem Kriegsmaterialexport-

recht) als essentiell erachtet. Auf Grund dieser Entwicklungen ist ersichtlich, 

dass eine Unterscheidung zwischen privatem und staatlichem Kriegsmaterial-

export – diese ist Grundlage der Haager Abkommen - für die gegenwärtige 

Staatengemeinschaft nicht mehr sinnvoll ist. 

 

Wandel der 

Staatenpraxis 

Diese Änderung hatte zur Folge, dass sich neues Völkergewohnheitsrecht in 
Bezug auf den Kriegsmaterialexport neutraler Staaten gebildet hat. Die Gleich-

behandlungsnorm nach Art. 9 der Haager Abkommen ist hinsichtlich privaten 

 

Neues Völker-
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Kriegsmaterialhandels zu einer Enthaltungspflicht erstarkt.10 Privater Kriegs-

materialhandel mit den Kriegsparteien ist daher im Falle eines internationalen 

bewaffneten Konflikts nicht mehr zulässig. Zusammenfassend gilt: Das heutige 

Neutralitätsrecht verbietet es den Organen eines neutralen Staates, eine 

kriegsführende Partei mit Kriegsmaterial zu beliefern. Beliefert der neutrale 

Staat – z.B. die Schweiz – einen Staat im Krieg mit Waffen, bedeutet dies völ-

kerrechtlich, damit für diese Seite Partei zu ergreifen, sich in den Konflikt ein-

zumischen und somit nicht mehr neutral zu sein.11 

gewohnheits-

recht 

Dennoch: Die Schweiz scheint in Bezug auf das Neutralitätsrecht immer noch 

zwischen privatem und staatlichem Kriegsmaterialhandel zu unterscheiden, 

obwohl diese Unterscheidung einem veralteten neutralitätsrechtlichen Ver-
ständnis entspricht. So stützte sich der Aussenpolitische Bericht von 2007 auf 

die traditionellen Regeln der Haager Abkommen: 

Das Festhalten 

an alten Tradi-

tionen 

„Aus rechtlicher Sicht ist […] zwischen dem Kriegsmaterial zu unterscheiden, 
das der Schweiz gehört und das aufgrund des Neutralitätsrechts nicht in einen 
kriegführenden Staat exportiert werden darf, und den Kriegsmaterialexporten 
privater Unternehmen, die gemäss Neutralitätsrecht nicht verboten sind. Es gilt 
jedoch zu beachten, dass ein neutraler Staat rechtlich verpflichtet ist, die von 
ihm beschlossenen Einschränkungen gegenüber allen Staaten anzuwenden, die 
an einem internationalen bewaffneten Konflikt beteiligt sind. Das Bundesge-
setz und die Verordnung über das Kriegsmaterial sind selbstverständlich ent-
sprechend den neutralitätsrechtlichen Verpflichtungen anzuwenden.“12 

 

Die Schweiz hat die völkergewohnheitsrechtliche Verpflichtung gleichermassen 

insoweit umgesetzt, als nach Art. 5 Abs. 2 lit. a der Kriegsmaterialverordnung 

(KMV) keine Bewilligung zum Kriegsmaterialexport ausgesprochen wird, falls 

das Bestimmungsland in einen internationalen bewaffneten Konflikt verwickelt 

ist.13 Auf innerstaatlicher Ebene wurde damit eine Unterbindung des privaten 

Waffenhandels im Falle internationaler bewaffneter Konflikte garantiert, ob-

wohl auf völkerrechtlicher Ebene immer noch an einer veralteten Interpretation 

der Haager Konventionen festgehalten wird. Eine widersprüchliche Situation. 

Der Aussenpolitische Bericht 2012 wäre daher eine gute Möglichkeit, von die-

ser neutralitätsrechtlichen Betrachtungsweise, der Trennung von privatem und 

staatlichem Kriegsmaterialexport, abzukommen.14 In einem Punkt hat das 

Neutralitätsrecht jedoch immer noch einen Einfluss auf die Rüstungsexportre-

geln: bei der Definition eines internationalen bewaffneten Konflikts nach Art. 5 

 

 

 

Umsetzung auf 

innerstaatli-

cher Ebene 

                                                

10
 Oeter (1992): 220. 

11
 Oeter (1992): 221. 

12
 Aussenpolitischer Bericht 2007: 5558.  

13
 Mehr zum Begriff „verwickelt“ unter 5.1.1. 

14
 Im Aussenpolitischen Bericht 2011 wurde diese Chance nicht wahrgenommen. Auch dieser verweist darauf, dass „Beschränkungen der 

Lieferung von Kriegsmaterial durch private Unternehmen gleichmässig auf die Parteien eines internationalen bewaffneten Konflikts anzu-
wenden sind“ (Aussenpolitischen Bericht 2011: 127 f). Dieser Satz lässt den Schluss zu, dass immer noch zwischen privatem und staatlichen 

Handel unterschieden wird. 
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Abs. 2 lit. a KMV.15 Liegt beispielsweise ein UNO-Mandat vor, ist dies nach 

schweizerischem Neutralitätsrechtsverständnis kein internationaler bewaffne-

ter Konflikt. Dagegen ist das Neutralitätsrecht keine Hilfe bezüglich der Fest-

stellung von internen Konflikten, da das Neutralitätsrecht nur bei internationa-

len bewaffneten Konflikten aktualisiert wird.16 

3.2  NEUTRALITÄTSPOLITIK UND KRIEGSMATERIALEXPORTE 

Neutralitätspolitik wird von der Schweizerischen Eidgenossenschaft gemeinhin 

als „die Gesamtheit der Massnahmen, die der dauernd neutrale Staat in Eigen-

initiative und ungeachtet der mit dem Neutralitätsrecht verbundenen Ver-

pflichtungen ergreift, um die Wirksamkeit und Glaubwürdigkeit seiner Neutra-

lität zu gewährleisten“, verstanden.17 Es liegt im freien Ermessen des Bundes-

rates, über die neutralitätsrechtlichen Regelungen hinausgehende neutralitäts-
politische Aspekte zu berücksichtigen. In Bezug auf Kriegsmaterialexporte wird 
hierbei insbesondere die „Beurteilung von Ausfuhrgesuchen für Kriegsmaterial 

in Gebiete, in denen es zwar keinen bewaffneten Konflikt, jedoch politische 

Spannungen gibt oder ein Konflikt auszubrechen droht“, beachtet.18 

 

 

Neutralitätspo-

litik 

Augenfällig ist, dass eine Analyse der Bewilligungskriterien nach Art. 5 KMV 

darauf schliessen lässt, dass die propagierte Neutralitätspolitik in Bezug auf 

Kriegsmaterialexporte keineswegs im freien Ermessen des Bundesrates liegt, 

sondern dass (innerstaatliche) rechtliche Kriterien berücksichtigt werden müs-
sen. Die erwähnten Kriterien in Art. 5 KMV dienen alle schon unabhängig von 
der Neutralitätspolitik der Evaluation, ob in einem Gebiet Spannungen herr-

schen oder ein Konflikt auszubrechen droht.19 Der neutralitätspolitische Er-

messensspielraum des Bundesrates spielt daher im Zusammenhang mit 

Kriegsmaterialexporten kaum eine eigenständige Rolle, da das innerstaatliche 

Recht die Frage nach der Wahrscheinlichkeit eines bewaffneten Konfliktes be-

reits abdeckt. 

 

 

Keine eigen-

ständige Rolle 

3.3  HEUTIGE BEDEUTUNG DER NEUTRALITÄT FÜR 
KRIEGSMATERIALEXPORTE 

In der Praxis ist das Neutralitätsrecht heutzutage nur noch hinsichtlich der 

Definition von international bewaffneten Konflikten relevant. Auch der Einfluss 

der Neutralitätspolitik auf Kriegsmaterialexporte kann als beschränkt einge-
stuft werden, da die Anwendung der rechtlichen Kriterien der Kriegsmaterial-

gesetzgebung kaum Platz für zusätzliche neutralitätspolitische Ausführungen 

des Bundesrates lassen. Das Neutralitätsargument kann daher in den meisten 

Fällen vernachlässigt werden und sollte in keiner Hinsicht Kriegsmaterialex-

 

Marginaler 

Gesamteinfluss 

                                                

15
 Antwort BR auf Anfrage Lang (08.1094). Siehe mehr zu diesem Kriterium unter 5.1.1. 

16
 Siehe auch Offener Brief von 70 Rechtsprofessoren. 

17
 Aussenpolitischer Bericht 2007: 5558. 

18
 Aussenpolitischer Bericht 2007: 5558. 

19
 Mehr zu den einzelnen Kriterien unter 5. 
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port-Diskussionen prägen. Wichtig ist, den Export von Kriegsmaterialgut nicht 

unter einem umstrittenen, zuweilen obskuren Neutralitätsbegriff zu prüfen, 

sondern demokratische und rechtsstaatlich taugliche Normen hierfür anzu-

wenden. 
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Das Globalisierungszeitalter ist deutlich geprägt davon, dass Staaten zuneh-

mend weniger Bereiche des Wirtschaftslebens kontrollieren können. Dieser 

Kontrollverlust wird oft kritisiert. Der Handel mit Kriegsmaterial ist ein Wirt-

schaftssektor, der noch immer einer starken Überwachung unterliegt.20 Dass 

die Staaten – auch die Schweiz – verpflichtet sind, eine Ausfuhrkontrolle durch-

zuführen, lässt sich auf eine Vielzahl internationaler, politischer, vertraglicher 

sowie informeller Verpflichtungen zurückführen. Eine Übersicht über die recht-

lichen Instrumente dieses Regelungsgegenstandes in der Schweiz zeigt folgen-

des Kapitel. 

 

Nötige Aus-

fuhrkontrolle 

4.1 EXPORTRESTRIKTIONEN FÜR KRIEGSMATERIAL: EINE RECHTLICHE 
ÜBERSICHT 

Kernbereich der Schweizer Ausfuhrkontrolle für Kriegsgut ist das Kriegsmate-
rialexportrecht. Es ist die Rechtsgrundlage zur Erteilung und Sistierung von 
Bewilligungen für den Umgang mit Kriegsmaterial. Zweck ist, mittels Kontrolle 

des Kriegsmaterialhandels die internationalen Verpflichtungen und aussenpoli-

tischen Grundsätze der Eidgenossenschaft zu wahren.21 Vorliegendes foraus-
Diskussionspapier legt seinen Fokus schwergewichtig auf die Ausgestaltung 

des Kriegsmaterialrechts und zeigt offene Fragen diesbezüglich auf. 

 

Kriegsmateri-

alexportrecht 

Im Vorfeld müssen zum besseren Verständnis einige wichtige Abgrenzungen 

vorgenommen werden. Die Kriegsmaterialmaterie ist komplex und technisch, 

die Abgrenzung zwischen Waffen und blossen Gütern kann aber von grösster 
Brisanz sein. Als Merksatz gilt es vorauszuschicken: Sind waffenähnliche Güter 
auch zivil verwendbar (z.B. Lastwagen, Sportgerät, Polizeiwaffen, Flugzeuge) 

sind dies keine Waffen. Güter unterstehen dem Güterkontrollrecht. 

Das Güterkontrollrecht ist im Vergleich zum Kriegsmaterialrecht viel weniger 

strikt und findet medial kaum Beachtung. Das Güterkontrollrecht ist bei Fragen 
des Kriegsmaterialexports nur subsidiär anwendbar: Es gilt ausschliesslich für 

Güter, die sowohl zivil als auch militärisch Verwendung finden. Diese so ge-

nannten DualDualDualDual----UseUseUseUse----GüterGüterGüterGüter werden vom Kriegsmaterialrecht explizit nichtnichtnichtnicht eeeerrrrfasstfasstfasstfasst. 
Dem Kriegsmaterialrecht unterstehen Waffen, Munition und Ausrüstungsge-
genstände die nichtnichtnichtnicht auchauchauchauch zivil verwendbar (mit anderen Worten: nur militärisch 
verwendbar) sind. Diese Waffen entsprechen primär der sogenannten „Muniti-

ons List“ der Vereinbarung von Wassenaar.22 Besondere militärische Güter sind 

Güter, die zwar von der Munitions List des WA erfasst werden, aber kein 

Kriegsmaterial sind. Diese besonderen militärischen Güter unterstehen nichtnichtnichtnicht 

 

 

 

 

Güter oder 

Waffen? 

                                                

20
 Künzli (2008): 217.  

21
 Zusätzlich nennt Art. 1 des Kriegsmaterialgesetzes (KMG) als Zweck der Rüstungskontrolle, dass die aussenpolitischen Grundsätze ge-

wahrt werden sowie die Aufrechterhaltung einer an die Bedürfnisse der Landesverteidigung angepassten industriellen Kapazität. 
22

 Vgl. Liste des Kriegsmaterials im Anhang 1 der Kriegsmaterialverordnung. 
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den strengeren Vorgaben des Schweizer Kriegsmaterialrechts sondern dem 
weitaus milderen Güterkontrollrecht.  

Art. 3 lit. c des Güterkontrollgesetzes (GKG) verdeutlicht dies: Güter, die zwar 

eindeutig für militärische Zwecke hergestellt oder verändert wurden und trotz-

dem keine Waffen sind, unterstehen nichtnichtnichtnicht dem KriegsmaterialrechtKriegsmaterialrechtKriegsmaterialrechtKriegsmaterialrecht.23 Diese 

Bestimmung ist schwer verständlich. Sie stellt nicht auf konkreten Lebenssach-

verhalten ab, sondern auf begriffsdogmatischen Kriterien.  

Diese angeführten technisch-juristischen Formulierungen verlangen nach Ver-

anschaulichung und Erklärung.  

Ein (in diesem Kontext fiktives) Beispiel: Wenn die Schweiz Sportflugzeuge ins 

Ausland liefert, kann dies im Rechtssinn nie Kriegsmaterial sein – selbst dann 
nicht, wenn diese mit wenigen Handgriffen vom Trainingsflugzeug zum be-

waffneten Kampfflugzeug umgerüstet werden können. Kurzum: Exportierte 

„Güter“, auch wenn sie als solche verwendet werden können, sind keine Waf-

fen. Gleiche Beispiele liessen sich für Sport- oder Jagdwaffen, Munition für 

Polizeidienste oder geländetaugliche Fahrzeuge machen; sind diese auch zivil 

verwendbar, unterstehen sie nie dem Waffenexportrecht. Dabei spielt es keine 
Rolle, ob Sport- und Jagdwaffen, Munition oder Jeeps im konkreten Fall dann 
militärisch verwendet werden. Nach Schweizer Recht werden sie als blosse Gü-

ter – nicht als Waffen – exportiert.  

Diese Unterscheidung kann sehr heikle Folgen haben: Exportiertes Material 

kann klarerweise militärische Verwendung finden, stellt aber gemäss Definition 

keine Waffe dar.24 Die strengen Ausfuhr- und Bewilligungsbestimmungen des 

Kriegsmaterialrechts sind dann nicht anwendbar.  

Konkret würde ein fiktiver Fall etwa folgendermassen aussehen: Ein afrikani-

sches Land – schwelende Bürgerkriege und Konflikte sind bekannt – bestellt 

von der Schweiz Trainings- und Sprühflugzeuge‚ ‚für die Landwirtschaft und 

zum Transport von Weizen oder Ärzten‘. Aus juristischer Sicht kann es sich 

dabei nicht um Waffen handeln, unbesehen von der Tatsache, ob der Fracht-

raum tatsächlich mit Weizen oder anderem Transportgut gefüllt wird.  

In einem sehr engen Rahmen kann das heute noch geltende Aussenwirt-  

                                                

23
 Künzli bezeichnet das Güterkontrollrecht denn auch als recht zahnloses Regelwerk, welches als Ermächtigungsgesetz dem Bundesrat 

keine Kompetenzen zu Eingriffen in die Aussenwirtschaft ermöglicht, sondern lediglich einen autonomen Nachvollzug internationaler 
Verpflichtungen darstellt. Siehe Künzli (2009): 143; zum Bundesgesetz allgemein vgl. Biaggini/Lienhard/Richli/Uhlmann (2009): 111. 
24

 An dieser Stelle ist deutlich darauf hinzuweisen, dass das SECO oder der Bundesrat gut beraten sind, potentiell problematische Güterge-
schäfte nicht unter den weiteraus milderen Bestimmungen des Güterkontrollgesetzes zu prüfen, sondern die strengeren Kriterien des 

Kriegsmaterialrechts anzuwenden. Diese Fallkonstellation liegt vor, wenn Geschäfte zur Bewilligungsprüfung vorgelegt werden, bei denen 
keineswegs ausgeschlossen werden kann, dass z.B. ‚besondere militärische Güter‘ als Waffen eingesetzt werden. Obwohl juristisch in 
solchen Fälle die Prüfung nach dem Güterkontrollregime möglich ist, ist dieses Vorgehen risikoreich. Im Sinne einer sensibleren Gefahren-

einschätzung ist die nach unserer Ansicht richtige Vorgehensweise, solche Geschäfte den strengeren Prüfkriterien des Kriegsmaterialrechts 
zu unterziehen, auch wenn bloss vage Vermutungen vorliegen, dass die Güter als Waffen verwendet werden sollen. Die neuere Vorge-

hensweise des Bundes in dieser Hinsicht ist lobenswert, indem z.B. militärische Trainingsflugzeuge in die Vereinigten Arabischen Emirate 
dem Kriegsmaterialrecht unterstellt wurden, obwohl eine Prüfung nach Güterkontrollrecht formaljuristisch ausreichend wäre. Liegen in 
einem konkreten Fall Hinweise vor, dass z.B. eine Waffenaufnahme vorbereitet werden könnte, ist die Anwendung des KMG strikte vorzu-

ziehen: vgl. hierzu Medienmitteilung SECO vom 28.2.2012. 
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schaftsgesetz (AWG) für gewisse Eingriffe in den Handel mit Kriegsmaterial 
hinzugezogen werden. Die darin enthaltenden Massnahmen sollen hauptsäch-

lich die Störung der Schweizer Wirtschaft bekämpfen und sind binnenwirt-

schaftlich motiviert. Das Gesetz ist kaum geeignet, völkerrechtswidrige Aus-

wirkungen des unkontrollierten Handels mit Kriegsmaterial zu unterbinden – 

es ist ein Instrument für pathologische Notfälle.25 

Aussenwirt-

schaftsgesetz 

Lediglich dem Nachvollzug von Sanktionen der UNO, der EU oder wichtiger 

Handelspartner der Schweiz dient das Embargogesetz (EmbG).26 Dem Bundes-
rat wird darin die Kompetenz erteilt, (Waffen-)Lieferungen an andere Länder zu 

stoppen. Dies kann gestützt auf für die Schweiz bindenden Resolutionen des 

UN-Sicherheitsrates erfolgen oder aufgrund von Embargos, welche die Schweiz 

freiwillig nach Vertrauensprinzip vollzieht. 

 

Embargogesetz 

Der Handel mit Kriegsmaterial entspricht einem wirtschaftlichen und militäri-

schen Bedürfnis einzelner Akteure in der Schweiz. Eine staatliche Kontrolle, 

besonders aber Verbote oder Beschränkungen von Exporten können teilweise 

schwerwiegend in das Grundrecht der Wirtschaftsfreiheit eingreifen. Oft wird 
das Argument angeführt, dass bei allzu strikten Exportkontrollen die Schweizer 

Wirtschaft gegenüber dem Ausland benachteiligt werde. Der Export von 

Kriegsmaterial profitiert klarerweise von der Wirtschaftsfreiheit. Eingriffe in die 

Wirtschaftsfreiheit als Grund- und Menschenrecht bedürfen einer rechtsstaatli-

chen Rechtfertigung nach Art. 36 BV wie andere Grundrechte auch. Eine Viel-

zahl rechtlicher Instrumente findet als Gesetzesgrundlage Verwendung. Aus 

Sicht der betroffenen Unternehmen kann argumentiert werden, dass die meis-

ten der beschriebenen Bundesgesetze die Problematik und Auswirkungen des 

Handels mit Kriegsmaterial bloss streifen, ohne sie umfassend zu regeln. Für 

Eingriffe in Grundrechte wird eine genügende Gesetzesgrundlage benötigt. 

Hauptinstrument ist das schweizerische Bewilligungssystem nach dem Kriegs-

materialgesetz. Es steht im Mittelpunkt folgender Abschnitte. 

 

 

 

Wirtschafts-

freiheit 

4.2 DAS SCHWEIZER REGIME DES KRIEGSMATERIALEXPORTRECHTS 

4.2.1 EINLEITUNG: RECHTLICHE VORGABEN IN BV, KMG UND KMV 

Die Schweizerische Bundesverfassung nimmt sich der Problematik des Um-

gangs mit Kriegsmaterial in Art. 107 Abs. 2 BV an. Dabei wird dem Bund die 

Kompetenz übertragen, Herstellung, Beschaffung und Vertrieb von Kriegsma-

terial zu überwachen und Regeln über die Ein-, Aus- und Durchfuhr zu erlas-

sen. Das Bundesgesetz über das Kriegsmaterial (KMG) sowie die Verordnung 

über das Kriegsmaterial (KMV) soll dieser Aufgabe gerecht werden. Im Anhang 

der KMV führt der Bundesrat Güter auf, welche als Kriegsmaterial bezeichnet 

 

 

Kriegsmaterial? 

                                                

25
 Künzli (2008): 273 f. 

26
 Laut Botschaft zum EmbG sind dies vor allem die EU, die USA, Kanada und Mexiko. Zum Bundesgesetz allgemein vgl. Biaggi-

ni/Lienhard/Richli/Uhlmann (2009): 112. 
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werden.27 Ein Blick in die Liste zeigt eine Vielzahl von Feuerwaffen, Panzern, 

Kriegsschiffen, Waffensystemen und dazugehöriger Software. Art. 5 KMG be-

stimmt gleichzeitig, dass alles „was auch für zivile Zwecke verwendbar ist” 

kein Kriegsmaterial ist. Diese Dual-Use-Güter entziehen sich, wie weiter oben 

bereits erwähnt, explizit der Kontrolle des Kriegsmaterialrechts.28 

Wer sich am Waffengeschäft in der Schweiz beteiligen will, benötigt nach Art. 9 

KMG eine Grundbewilligung des Bundes. Wurde diese erteilt, muss nach Art. 12 

ff. KMG eine zusätzliche Bewilligung (Einzelbewilligung) beantragt werden, 

wenn Kriegsmaterial vermittelt, importiert, durchgeführt, gehandelt oder aus-

geführt werden soll. Handelt es sich in diesem Sinn um ein Auslandgeschäft 

nach Art. 22 KMG, kommen die Bewilligungskriterien nach Art. 5 ff. KMV zum 

Tragen. Bereits die Bestimmung in Art. 22 KMG sieht vor, dass Exportbewilli-

gungen nur erteilt werden dürfen, wenn das Vorgehen „dem Völkerrecht, den 

internationalen Verpflichtungen und den Grundsätzen der schweizerischen 

Aussenpolitik nicht widerspricht.” Mit anderen Worten nimmt Art. 22 KMG be-

reits eine abstrakte Prüfung von Art. 5 KMV vor und ermöglicht unter Umstän-

den Einschränkungen.  

 

 

Bewilligungs-

pflicht 

An dieser Stelle muss erwähnt werden: Unterlieferanten, Kriegsmaterialexpor-

teure zuhanden der Schweizer Armee und gewerbsmässige Feuerwaffen- und 

Sprengstoffhändler brauchen für ihre Tätigkeiten nach schweizerischem 

Kriegsmaterialrecht keine Grundbewilligungkeine Grundbewilligungkeine Grundbewilligungkeine Grundbewilligung. Einer Einzelbewilligung bedarf es 

hingegen gemäss Aussagen des SECO immer. Gleiches gilt für Dienstleistungen 
wie technische Unterstützung, Ausbildung und Unterhalt sowie zur FinanziFinanziFinanziFinanzie-e-e-e-

runrunrunrungggg von Kriegsmaterialgvon Kriegsmaterialgvon Kriegsmaterialgvon Kriegsmaterialgeeeeschäftenschäftenschäftenschäften.29 

 

 

 

 

4.2.2 DAS „AUSLANDGESCHÄFT“ UND DIE DAZU BENÖTIGTE 

EINZELBEWILLIGUNG 

Der Bundesrat geriet in den letzten Jahren sowohl auf dem politischen Parkett 

als auch in der rechtswissenschaftlichen Lehre immer wieder in Kritik, weil die 

Ausfuhrkriterien in Art. 5 KMV zu unpräzise seien.30 Obwohl der Bundesrat 

stets die Ausgewogenheit seiner Praxis beteuerte, wurde mit Art. 5 Abs. 2 KMV 

im August 2008 eine Anschlussklausel in die KMV eingefügt. Auslandgeschäfte 

werden somit heute nunmehr – wenn auch nach unserer Ansicht im Detail 

rechtssystematisch nicht ganz nachvollziehbarnicht ganz nachvollziehbarnicht ganz nachvollziehbarnicht ganz nachvollziehbar – in einem zweistufigen Verfah-

ren geprüft. 

 

Auslandge-

schäft 

                                                

27
 Die im Anhang zur KMV aufgeführten Güter entstammen der sog. Munitions Lists der Vereinbarung von Wassenaar. Siehe mehr dazu 

unter 5.5.2. 
28

 Künzli (2009): 143; Egli (2005): 677; Biaggini/Lienhard/Richli/Uhlmann (2009): 109; Botschaft Revision KMG: 1055. 
29

 Dies blieb im Rahmen der Totalrevision des KMG nicht unkritisiert. Vgl. hierzu Künzli (2008): 241; Stellungnahme BR Bericht GPK 1990: 

986 ff.; Botschaft Revision KMG: 1061. 
30

 Siehe dazu Künzli (2008): 562 ff.; Egli (2005): 678; Künzli (2009): 142. 
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4.3.2.1 DER ERSTE SCHRITT: ABSOLUTE AUSSCHLUSSGRÜNDE NACH ART. 5 

ABS. 2 KMV 

Art. 5 Abs. 2 KMV nennt 5 Fälle, in welchen Auslandgeschäfte mit Kriegsmate-

rial aaaabbbbsolutsolutsolutsolut verbotenverbotenverbotenverboten sind. Dies sind Fälle, 
Art. 5 Abs. 2 

KMV 

• in denen das Bestimmungsland in einen internen oder in-

ternationalen bewaffneten Konflikt verwickelt ist;  

• in denen das Bestimmungsland Menschenrechte systema-

tisch und schwerwiegend verletzt; 

• in denen es sich beim Bestimmungsland um einen der am 

wenigsten entwickelten Staaten handelt;31 

• in denen im Bestimmungsland ein hohes Risiko besteht, 

dass die Waffen gegen die Zivilbevölkerung verwendet 

werden;  

• in denen das Risiko besteht, dass die Waffen an einen un-

erwünschten Endempfänger weitergegeben werden. 

 

 

 

Absolute 

Gründe 

4.3.2.2 DER ZWEITE SCHRITT: GÜTERABWÄGUNG NACH ART. 5 ABS. 1 KMV 

Erst wenn verbindlich feststeht, dass keiner der genannten absoluten Gründe 
die Bewilligung eines Auslandgeschäftes rechtlich verunmöglicht, sind die Be-

hörden verpflichtet, die weiteren Kriterien nach Art. 5 Abs. 1 KMV zu berück-

sichtigen. Es handelt sich dabei um eine Güterabwägung, die den entscheiden-
den Behörden einen relativ grossen Ermessensspielraum belässt. Die Verord-
nung schreibt den entscheidenden Instanzen vor, folgende relative Kriterien in 

ihre Entscheidung einfliessen zu lassen: 

 

Art. 5 Abs. 1 

KMV 

• die Aufrechterhaltung des Friedens, der internationalen 

Sicherheit und Stabilität; 

• die Respektierung der Menschenrechte und der Verzicht 

auf Kindersoldaten im Bestimmungsland; 

• die Schweizer Bestrebungen im Bereich der Entwicklungs-

zusammenarbeit; 

• das Verhalten des Bestimmungslandes gegenüber der 

Staatengemeinschaft, insbesondere hinsichtlich der Ein-

haltung des Völkerrechts; 

• die Haltung der Länder, welche sich parallel zur Schweiz 

 

 

 

Relative Grün-

de 

                                                

31
 Dieses Kriterium lässt keinerlei Spielraum für Ermessensentscheide zu. Massgebend ist die OECD-DAC-Liste. Mehr dazu unter 5.3.1. 
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an internationalen Exportkontrollregimes beteiligen. 

4.2.3 DIE NICHTWIEDERAUSFUHRERKLÄRUNG ALS SPEZIAL- UND REGELFALL  

Von besonderer Brisanz ist die folgende Frage: Wie lässt sich vermeiden, dass 

legal ausgeführtes Schweizer Kriegsmaterial an Krieg führende Staaten, Rebel-

lengruppen oder Warlords weitergereicht wird? Die Frage stellt sich nicht zum 

ersten Mal. 2006 waren die Vereinigten Arabischen Emirate vermeintliche End-

abnehmer; in der Realität jedoch fungierten die Vereinigten Arabischen Emirate 

nur als Durchgangsland für Schweizer Panzerhaubitzen auf ihrer Reise nach 

Marokko. 2011 war es Ruag-Munition in Libyen – Durchgangsstation: Katar. 

Die Reaktionen auf die Umgehung des Schweizer Kriegsmaterialrechts reichen 

von politischen Forderungen des totalen Lieferungsstopps in die Region bis zur 

Betrachtung der Ungereimtheit als isolierten Einzelfall. 

 

 

Einleitung 

Das Schweizer Kriegsmaterialrecht sieht als Instrument zur Vermeidung des im 

Libyen-Konflikt eingetretenen Falles die so genannte Nichtwiederausfuhrerklä-
rung vor. Art. 18 Abs. 1 KMG erlaubt Lieferungen nur an ausländische Regie-
rungen. Die Bewilligung wird erteilt, wenn diese Regierungen bescheinigen, die 

importierte Ware nicht wieder auszuführen. Diese Bestimmung gilt „in der R„in der R„in der R„in der Re-e-e-e-

gel“;gel“;gel“;gel“; – handelt es sich somit um eine Interpretation im Einzelfall?32 Gemäss 

SECO bilden Nichtwiederausfuhrerklärungen in der Praxis einen festen Be-

standteil des Rüstungsvertrages. Die Nichtwiederausfuhrerklärungen enthalten 

standardmässig die Möglichkeit von Kontrollbesuchen. 

 

 

Nichtwieder-

ausfuhrerklä-

rung : Ja oder 

Nein? 

Das SECO beteuert, dass die vorhandenen rechtlichen Mittel vollständig ausrei-

chen, um von Lieferungen an ausländische Regierungen abzusehen, sollten 

diese nicht bereit sein, die Garantie von Art. 18 KMG abzugeben. Ebenso ver-

füge die Bundesbehörde über notwendige Sanktionskompetenzen. Das SECO 
nennt Massnahmen, die vom kompletten Lieferungsstopp bis zu diplomati-

schen Massnahmen verschiedener Intensität reichen – ein sehr breites Spekt-

rum für den Umgang mit vertragsbrüchigen Handelspartnern.  

Für Kritiker der Schweizer Kriegsmaterialexportpraxis ist klar: Die Regelung 

nach Art. 18 KMG birgt grosses Umgehungspotential. Auf Grund fehlender 
Angaben zur Exportpraxis kann in der Öffentlichkeit oftmals nicht nachvollzo-

gen werden, weshalb beispielsweise für eine Lieferung von Kanonenrohren an 

die Ukraine und an Jordanien eine Nichtwiederausfuhrbewilligung unterzeich-

net wurde, für den Waffen- und Munitionsexport nach Singapur und Malaysia 

eine solche aber entfiel.33  

 

 

 

Umgehungs-

potential 

                                                

32
 Vgl. dazu auch Künzli (2008): 555 f. 

33
 Künzli (2008): 557 f.; Swissinfo.ch, Schweizer Kanonen für die Ukraine, 25. Okt. 2000, der Bundesrat beschloss am gleichen Tag, die 

Ausfuhr von 1000 Kanonenrohren nach der Ukraine nur zu bewilligen, wenn das Land sich verpflichtete, das Kriegsmaterial nicht weiter zu 
exportieren; Antwort des BR auf Interpellation Haering (00.3583). Siehe mehr zur Problematik der Nichtwiederausfuhrerklärungen unter 

5.5.1. 
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An dieser Stelle ist zudem auf die höchst problematische Bestimmung in Art. 

18 Abs. 2 KMG hinzuweisen:  

Auf eine Nichtwiederausfuhrerklärung kann legal verzichtet werden, wenn 

bloss Einzelteile geliefert werden, die in Waffensysteme eingebaut werden. Mit 

anderen Worten – es handelt sich dabei um ein fiktives, aber realistisches 

Denkbeispiel – würde es als unproblematischunproblematischunproblematischunproblematisch erachtet, wenn Waffenbestandtei-

le Schweizer Herkunft von einem Abnehmerstaat vor Ort (z.B. in Katar) in 

kampftaugliches Kriegsgut (z.B. Radschützenpanzer) eingebaut würden und 

ein Export dann in einen Drittstaat (z.B. Libyen) erfolgte. 

4.3 ZUM VERFAHREN DES SCHWEIZER EXPORTKONTROLLRECHTS 

Das Verfahren der Bewilligungserteilung für Auslandgeschäfte ist von einer 

gewissen Komplexität geprägt. Grundsätzlich lässt sich sagen, dass das SECO 

als Behörde prima vista für die Prüfung möglicher absoluter Ausschlussgründe 
zuständig ist. Das SECO nimmt zugleich die Aufgabe wahr, die gesetzlich ver-

ankerte Güterabwägung vorzunehmen. Das Gesetz regelt das Vorgehen in Art. 

29 KMG, wobei insbesondere die Ausführungsbestimmungen in der zugehöri-

gen Verordnung zu beachten sind.  

In einem ersten Schritt liegt es in der Verantwortung der an einem Rüstungs-
export interessierten Waffenfirmen, beabsichtigte Geschäfte intern zu über-
prüfen. Diese Aufgabe kann eine Legal and Compliance-Abteilung oder ein 

Rechtsdienst übernehmen. Den Unternehmen wird zudem die Möglichkeit ge-

boten, beabsichtigte Gesuche bereits frühzeitig voranfrageweise vom SECO 
prüfen zu lassen. Durch diese erste externe Triage wird ermöglicht, im Rah-

men einer informellen Lagebeurteilung offensichtlich abwegige Gesuche früh-

zeitig zu erkennen. Bewilligungsgesuche werden – allenfalls nach einer freiwil-

ligen Voranfrage – beim SECO eingereicht.  

 

Komplexität 

Das SECO entscheidet jedoch nicht, ohne im Voraus mit dem EDA Rücksprache 

gehalten zu haben. Deshalb liegt die Expertise in menschenrechtspolitischen 

Fragen eher beim EDA, in exportkontrollpolitischen Fragen eher beim SECO. Je 

nach Tragweite und benötigtem fachlichen Know-How werden das VBS (Abs. 2 

lit. a), das Bundesamt für Energie (Abs. 2 lit. b) oder allenfalls der Nachrichten-

dienst des Bundes hinzugezogen.  

 

Zusammen-

spiel 

Wie wird bei Geschäften von erheblicher aussen- oder sicherheitspolitischer 

Tragweite entschieden? Entscheide hinsichtlich der Bewilligungsfähigkeit eines 

Gesuchs für Auslandsgeschäfte sind oftmals uoftmals uoftmals uoftmals umstritten mstritten mstritten mstritten und die einzelnen Äm-

ter kommen zu unterschiedlichen Wertungenunterschiedlichen Wertungenunterschiedlichen Wertungenunterschiedlichen Wertungen und Schlüssen. In diesen Fällen 

sieht Art. 29 Abs. 2 KMG vor, dass der Bundesrat selbst die nunmehr politische 
Entscheidung vornimmt. Dass bei solch heiklen Entscheidungen dem Bundesrat 
ein grosser Handlungs- und Ermessensspielraum zukommt, ist nicht zu unter-

schätzen. Inwiefern eine Bewilligung aus rechtlichen Gründen zulässig ist oder 

nicht, ist zwar genügend geregelt, dennoch hat der Bundesrat mangels sehr 

eingeschränkter Überprüfbarkeit seines Entscheides weitgehend freie Hand: 

Einzig die parlamentarische Geschäftsprüfungskommission kann darüber be-

finden, ob bei einer erteilten Bewilligung der Spagat zwischen wert- und völ-

kerrechtsorientierter Aussenpolitik und den Bedürfnissen der  

 

 

Stichentscheid 
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(Rüstungs-)Wirtschaft gelungen ist. Dabei muss angeführt werden, dass die 

Geschäftsprüfungskommission einzig ihre Meinung kundzutun befugt ist und 
dem Bundesrat ex postex postex postex post (!) Empfehlungen abgeben kann. In Sachen Exportkon-

trollentscheide hat sie hingegen keinerlei Befugnisse. 
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5555 DIE BEWILLIGUNGSPFLIDIE BEWILLIGUNGSPFLIDIE BEWILLIGUNGSPFLIDIE BEWILLIGUNGSPFLICHT NACH ART. 5 KMVCHT NACH ART. 5 KMVCHT NACH ART. 5 KMVCHT NACH ART. 5 KMV    

Das Herzstück der Kriegsmaterialgesetzgebung ist Art. 5 KMV. Die Bestim-

mung legt die relevanten Bewilligungskriterien für Auslandgeschäfte fest. Die 

Kriterien lassen sich in jeweils fünf Ausschluss- (Art. 5 Abs. 2 KMV) und fünf 

Güterabwägungskriterien (Art. 5 Abs. 1 KMV) unterteilen. 

Herzstück des 

Kriegsmateri-

algesetzes 

5.1 DIE POLITISCHE LAGE IM EMPFÄNGERSTAAT 

5.1.1 VERWICKLUNG IN EINEN INTERNEN ODER INTERNATIONALEN 

BEWAFFNETEN KONFLIKT  

„Auslandsgeschäfte und Abschlüsse von Verträgen nach Artikel 20 KMG wer-

den nicht bewilligt, wenn: [...] das Bestimmungsland in einen internen oder 

internationalen bewaffneten Konflikt verwickelt ist.“ 

Art. 5 Abs. 2 

lit. a KMV 

Als erstes Ausschlusskriterium führt die KMV Lieferungen von Kriegsmaterial in 

ein Bestimmungsland auf, welches in einen internen oder internationalen be-
waffneten Konflikt verwickelt ist. Das wirft zwei Teilfragen auf. Erstens: Liegt 
ein interner oder internationaler bewaffneter Konflikt vor? Zweitens: Ist das 

Bestimmungsland in einen solchen Konflikt verwickelt? Der ‚interne‘ und der 

‚internationale bewaffnete Konflikt‘ sind im humanitären Völkerrecht definierte 

Begriffe. Gemäss dem Kommentarwerk zu den Genfer Konventionen wird als 

internationaler bewaffneter Konflikt eine Auseinandersetzung zwischen zwei 

oder mehreren Staaten bezeichnet, die eine Intervention der Streitkräfte als 

Folge hat.34 Die humanitär-rechtliche Definition des internen bewaffneten 

Konflikts wird in der neueren Rechtsprechung vom UNO-

Kriegsverbrechertribunal für Ex-Jugoslawien ICTY im Tadic Fall wie folgt um-

schrieben: Es handelt sich um einen Akt, an dem organisierte und bewaffnete 

nicht-staatliche Gruppen an intensiven und andauernden Feindseligkeiten 

(protracted armed violence) gegen Kräfte, die auf der Regierungsseite kämpfen 
und/oder gegen andere bewaffnete Gruppierungen, teilnehmen.35  

 

 

 

Bewaffneter 

Konflikt 

Der Bundesrat hat in seiner Antwort auf die Anfrage Lang vom 1. Oktober 2008 

für die Beurteilung der Frage nach dem Vorhandensein eines internationalen 

oder internen bewaffneten Konfliktes darauf verwiesen, dass auf die „Staaten-

praxis und Lehrmeinungen zu den Haager bzw. Genfer Abkommen und Zu-

satzprotokollen“ abzustellen sei. Er bezog sich auf die „Auslegungen, welche 

insbesondere die internationalen Gerichte (u. a. Internationaler Gerichtshof, 

Internationaler Strafgerichtshof, Tribunal für Ex-Jugoslawien) entwickelt ha-

ben.“36 Somit bestärkte der Bundesrat kurz vor dem Inkrafttreten der revidier-

 

 

 

 

 

                                                

34
 Pictet (1952): 32.  

35
 ICTY (Appeals Chamber), The Prosecutor v. Tadic, Decision on the Defence Motion for Interlocutory Appeal on Jurisdiction, Case No. IT-

94-1 (1995), Para. 70. 
36

 Antwort BR auf Anfrage Lang (08.1094). 
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ten KMV die Rolle des humanitären Völkerrechts bei der Auslegung dieser Be-

stimmung. Der Bundesrat erklärte jedoch zugleich, dass die Auslegung des 

Kriegsbegriffs gemäss dem Neutralitätsrecht vorgehe. So seien Waffenlieferun-
gen an Staaten, die sich an einer vom UNO-Sicherheitsrat autorisierten Mission 

beteiligen, weiterhin möglich. Solche Situationen stellen gemäss Bundesrat 

neutralitätsrechtlich keine bewaffneten Konflikte dar, solange sie sich auf ei-

nen Beschluss des UNO-Sicherheitsrates stützen. Einem Beschluss des UNO-

Sicherheitsrates stellt der Bundesrat die Einwilligung des Staates gleich, auf 

dessen Gebiet der Konflikt stattfindet.37 Wie oben erläutert,38 besteht die 

Schwierigkeit darin, dass das Neutralitätsrecht keine eigene Definition des 
Kriegsbegriffs kennt, sondern lediglich die Pflichten eines neutralen Staates im 

Falle eines internationalen bewaffneten Konflikts regelt. Im humanitären Völ-

kerrecht spielt das Vorhandensein einer UNO-Resolution für die Beurteilung 

einer Situation als bewaffneter Konflikt keine Rolle.39 Die Argumentation des 

Bundesrates und die Abstützung auf das Neutralitätsrecht in diesem Zusam-

menhang führen zu einer Verklärung des an sich definierten rechtlichen Be-

griffs des internationalen bewaffneten Konfliktes. Der Bundesrat macht keine 

näheren Angaben zum Verständnis des internen Konfliktes. Wie bereits er-

wähnt, wird der interne bewaffnete Konflikt im Neutralitätsrecht gar nicht ge-

regelt. In solchen Fällen kann sich eine Verhaltensvorgabe klar nicht aus den 

neutralitätsrechtlichen Pflichten ergeben.40 Dementsprechend ist eindeutig auf 

die oben aufgeführte Definition und Praxis aus dem humanitären Völkerrecht 

abzustützen.  

 

Grundlage des 

Konfliktbe-

griffs 

Während für die Auslegung des Begriffs des internationalen oder internen be-

waffneten Konflikts eine konstante Praxis als Grundlage zur Verfügung stünde, 

präsentiert sich die Situation anders bei der Prüfung, ob der Empfängerstaat in 

den Konflikt ‚verwickelt’verwickelt’verwickelt’verwickelt’ ist. Der Ausdruck ‚verwickelt’ ist weder in der schwei-
zerischen Gesetzgebung noch im Völkerrecht gebräuchlich. Legt man den Be-

griff nach grammatikalischer Auslegung aus, würde die Schwelle für ‚in einen 

Konflikt verwickelt’ tiefer liegen als für ‚Partei sein eines Konfliktes’.41  

Der Bundesrat gibt wenig Anhaltspunkte zu einem besseren Begriffsverständ-

nis: Ein Export ist unmöglich, wenn sich der Empfängerstaat „in einem bewaff-

neten Konflikt befindet“.42 Dies soll jedoch nur gelten, wenn der interne be-

waffnete Konflikt im Empfängerstaat selber herrscht.43 Dadurch bleiben z.B. 

Lieferungen an Staaten weiterhin möglich, welche sich auf fremdem Gebiet an 

einem Konflikt beteiligen. Dieser behält gemäss der Praxis des Bundesrates 

seine nicht-internationale Natur bei, wenn der betroffene Staat, auf dessen 

Gebiet der Konflikt stattfindet, eingewilligt hat, dass sich andere Staaten daran 

 

 

 

 

 

 

Verwicklelt in 

einen Konflikt 

                                                

37
 Antwort BR auf Anfrage Lang (08.1094).  

38
 Siehe unter 3.1.2. 

39
 So auch im Offenen Brief der 70 Rechtsprofessoren.  

40
 Antwort BR auf Anfrage Lang (08.1094).  

41
 Dies ist die gängige Positionscharakterisierung aus dem humanitären Völkerrecht. So auch im Offenen Brief der 70 Rechtsprofessoren. 

42
 Erläuterungen Änderung KMV: 1.  

43
 Antwort BR auf Anfrage Lang (09.1108). 
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beteiligen.44 Dieser Zusatz stellt den Sinn der Bestimmung in Frage. Sollte die-

ser sein, dass Schweizer Kriegsmaterial nicht in bewaffneten Konflikten einge-

setzt werden soll, dann kann es keine Rolle spielen, auf welchem Territorium 

der Konflikt stattfindet.  

Die eben genannten Aussagen des Bundesrates tragen nicht zu einem besse-

ren Verständnis des Begriffes verwickelt bei. Der Bundesrat hat es bisher un-
terlassen die nötige Klärung durch eine konkretisierende Praxis zu korrigieren.  

5.1.2 AUFRECHTERHALTUNG VON FRIEDEN, SICHERHEIT UND STABILITÄT  

„Bei der Bewilligung von Auslandsgeschäften und des Abschlusses von Verträ-

gen nach Artikel 20 KMG sind zu berücksichtigen: [...] die Aufrechterhaltung 

des Friedens, der internationalen Sicherheit und der regionalen Stabilität.“ 

Art. 5 Abs. 1 

lit. a KMV 

Ist ein Export von Kriegsmaterial auf Grund Art. 5 Abs. 2 lit. a KMV nicht aus-

geschlossen, ist bei der Erteilung von Ausfuhrbewilligungen die Aufrechterhal-

tung des Friedens, der internationalen Sicherheit und der regionalen Stabilität 

zu berücksichtigen.  

Frieden, Si-

cherheit und 

Stabilität 

Bei diesem sehr allgemein gehaltenen Güterabwägungskriterium geht es um 
die zentralen Ziele der schweizerischen Aussenpolitik.45 Gemäss Art. 54 Abs. 2 

BV soll sich der Bund bei seinen auswärtigen Angelegenheiten für die Förde-

rung der Demokratie und ein friedliches Zusammenleben einsetzen. Nach An-

sicht des Bundesrates bedeutet dies, dass bei der Entscheidungsfindung im 

Bewilligungsverfahren auch die potentiellen Konsequenzen einer Kriegsmateri-
allieferung in Betracht gezogen werden müssen, wie das „Risiko des Schürens 

regionaler Spannungen“ oder das „Risiko der Stärkung eines Staates, dessen 

Verhalten das Völkerrecht verletzt“.46 Ist also der Empfängerstaat nicht in einen 

bewaffneten Konflikt verwickelt, kann die Bewilligung für ein Auslandgeschäft 

dennoch verweigert werden, wenn das Material in einer Art und Weise verwen-

det werden könnte, welche der Ausrichtung der schweizerischen Aussenpolitik 

nach Frieden, Sicherheit und Stabilität widerspricht. In diesem Sinn ist es wohl 

auch zu verstehen, dass das SECO regelmässig Bewilligungen erteilt für 

Kriegsmaterial, welches in UNO-Operationen eingesetzt werden soll, weil diese 

auf nachhaltigen Frieden und Sicherheit ausgerichtet sind. Folglich handelt es 

sich bei Art. 5 Abs. 1 lit. a KMV in der Güterabwägung um rein politische Fak-

toren, die eine flexiblere Einzelfallentscheidung ermöglichen. Diese Flexibilität 

bringt jedoch auch eine Einbusse an Transparenz mit sich und erschwert ein 

Nachvollziehen der Anwendung der Entscheidungskriterien.  

 

 

 

 

Werte der 

Aussenpolitik 

                                                

44
 So wären auch nach der heute geltenden Gesetzgebung die Exporte, welche zur Zeit der Invasion in den Irak getätigt wurden noch mög-

lich (z.B. USA, Grossbritannien und Australien). 
45

 Botschaft Volksinitiative „Für ein Verbot von Kriegsmaterialexporten“: 7522. 
46

 Botschaft Revision KMG: 1062. 
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5.2 MENSCHENRECHTSLAGE 

5.2.1 SYSTEMATISCHE UND SCHWERWIEGENDE 

MENSCHENRECHTSVERLETZUNGEN 

„Auslandsgeschäfte und Abschlüsse von Verträgen nach Artikel 20 KMG wer-

den nicht bewilligt, wenn: [...] das Bestimmungsland Menschenrechte systema-

tisch und schwerwiegend verletzt.“ 

Art. 5 Abs. 2 

lit. b KMV 

Bei der Betrachtung von Art. 5 Abs. 2 lit. b KMV wird ersichtlich, dass zwei ku-

mulative Elemente bei der Menschenrechtsverletzung erfüllt sein müssen: Die 

Verletzung muss schwerwiegend und systematisch sein. Der Bundesrat hat 
festgehalten, dass die Auslegung dieses Kriteriums zu unterschiedlichen Er-
gebnissen führen könne.47 Tatsächlich besteht im internationalen Recht, ins-
besondere durch die Arbeit der UNO-Überwachungsorgane, eine umfassende 

Praxis zur Dokumentation systematischer und schwerwiegender Menschen-

rechtsverletzungen.48 

 

Menschen-

rechtsver-

letzungen als 

absoluter 

Ausschluss-

grund 

Systematisch ist eine Menschenrechtsverletzung, wenn dabei einem Plan oder 
einer Methode gefolgt wird.49 Die Charakterisierung von schwerwiegenden 
Menschenrechtsverletzungen umfasst eine Reihe von Menschenrechten, die 
unter keinen Umständen verletzt werden dürfen.50 Dazu gehören beispielswei-

se das Recht auf Leben, das Folterverbot, das Verbot der Sklaverei und der 

Grundsatz, ‚keine Strafe ohne Gesetz‘.51 Ein Beispiel der jüngsten Vergangen-

heit zur Praxis eines UNO-Organs zu systematischen und schwerwiegenden 

Menschenrechtsverletzungen: Vor kurzem hat der UNO-Menschenrechtsrat die 

systematischen und schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen in Syrien 

verurteilt und dabei willkürliche Hinrichtungen, die Anwendung von exzessiver 

Gewalt- und Waffeneinsatz gegenüber friedlichen Demonstranten, das Ver-

schwindenlassen von Personen, die willkürliche Inhaftierung, Folter und die 

systematische Verfolgung und Einschüchterung von friedlichen Demonstran-

ten, Menschenrechtsaktivisten und Journalisten aufgeführt.52 

 

 

 

Systematisch 

und schwer-

wiegend 

Der Bundesrat hat darauf hingewiesen, dass bereits vor der Revision der KMV 

systematische und schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen als Aus-

schlusskriterium für die Erteilung von Exportbewilligungen galten.53 Die zu-

ständige Fachstelle für die Beurteilung dieser Frage ist die Abteilung für 

menschliche Sicherheit AMS (heute Politische Abteilung IV) des EDA. Diese 

 

 

 

                                                

47
 Erläuterungen Änderung KMV: 2. 

48
 Künzli (2009): 142. 

49
 Vgl. z.B. Art. 8 Abs. 1 des Römer Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs: „[...] als Teil eines Planes oder einer Politik oder als Teil der 

Begehung solcher Verbrechen in grossem Umfang [...]“. 
50

 Künzli (2009): 142.  
51

 Z. B. gemäss Art. 15 Abs. 1 Europäische Menschenrechtskonvention. 
52

 UN Doc. A/HRC/S-17/2, Para. 1. 
53

 Gemäss Antwort BR Interpellation Jutzet (98.3098).  
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konsultiert für die Beurteilung der Situation verschiedene Quellen, wie die 

Menschenrechtsberichte der diplomatischen Vertretung der Schweiz vor Ort 

oder relevante Berichte internationaler Organisationen und NGOs. Durch das 

EDA generell als systematische und schwerwiegende Menschenrechtsverlet-

zungen eingestuft werden folgende Handlungen:54  

• Verhängung/Ausführung der Todesstrafe für nicht 

schwerwiegenden Delikte; 

• Systematische Anwendung der Folter (das heisst, Folter 

wird grundsätzlich gegen praktisch alle Verhafteten an-

gewendet);  

• Verhängung der Prügelstrafe durch die Gerichte als 

Haupt- oder Nebenstrafe (Nebenstrafen in sehr grosser 

Zahl); 

• Generell fehlende Rechtssicherheit/unfaire Prozesse;  

• Willkürliche Verhaftungen von (vermeintlichen) Regime-

gegnern; 

• Unterdrückung der Meinungsäusserungsfreiheit; 

• Systematische Diskriminierung der Frauen. 

Augenscheinlich wurde dieser Katalog in den letzten Jahren erweitert. Gemäss 
einem Bericht der Geschäftsprüfungskommission von 2007 umfasste der Kata-

log zu dieser Zeit nur systematische Folter durch den Staat, das Aussprechen 

von Todesstrafen für nicht schwerwiegende Delikte oder die systematische 

Einschränkung der Meinungsäusserungsfreiheit.55  

 

 

 

 

 

 

Auslegung 

durch den 

Bundesrat 

Aus den Daten, welche durch den Bundesrat bezüglich des Exports von 

Kriegsmaterial publiziert werden, ist nicht ersichtlich, ob und wann ein be-
stimmtes Ausschlusskriterium zur Anwendung kam. In der Öffentlichkeit wur-

den im Zusammenhang mit dem Ausschlusskriterium der systematischen und 

schwerwiegenden Menschenrechtsverletzungen vor allem die Bewilligungen für 

Exporte nach Saudi-Arabien kritisiert.56 Der Bundesrat hat seinerseits erklärt, 

dass auf Grund der schlechten Menschenrechtslage57 keine Bewilligungen nach 

Saudi-Arabien mehr erteilt werden.58 Dies ist aus einem Beschluss des Bundes-

rates im März 2009 hervorgegangen. Dieser beinhaltet einen Ausfuhrstopp 

nach Ägypten, Saudi-Arabien und Pakistan, dafür aber eine allgemeine Gut-

  

 

 

 

Konkrete Pra-

xis  

                                                

54
 Gemäss Auskunft des EDA im Dezember 2011.  

55
 Bericht GPK 2006: 2125. Vgl. auch Künzli (2008): 560.  

56
 Z.B. Motion Donzé (09.3859); Motion Lang (11.3206); Motion Fässler-Osterwalder (11.3127). Künzli (2009): 141. 

57
 Diese Formulierung spricht für einen negativen Bewilligungsentscheid auf Grund der Güterabwägung nach Abs. 1 und nicht auf Grund 

des Ausschlusskriteriums nach Abs. 2 lit. b.  
58

 Antwort BR auf Motion (11.3127). Vgl. Mitteilung des SECO vom 14. April 2011 bezüglich Kriegsausfuhren in den Nahen Osten, Nordafri-
ka, und die Golfregion. 2010 bewilligte der Bundesrat die Lieferung eines Selbstladers/Revolvers nach Saudi-Arabien, welche nach der 

genannten Mitteilung als Ersatzteil verstanden werden muss. SECO, Small Arms and Light Weapons 2010: 11. 
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heissung von Ausfuhrgesuchen nach Südkorea und Indien.59 Exporte nach 
Saudi-Arabien wären im Licht des erweiterten Katalogs des EDA sicherlich auch 

unter dem Aspekt der systematischen Diskriminierung der Frau und der Ver-

hängung der Todesstrafe für nicht schwerwiegende Delikte sehr problematisch 

gewesen.  

Aber auch andere Exporte scheinen unter dem erwähnten Katalog fragwürdigfragwürdigfragwürdigfragwürdig. 

Z. B. werden in den Vereinigten Arabischen Emiraten Frauen in vielen Bereichen 
stark diskriminiert60, und in Russland bestehen massive Einschränkungen der 
Meinungsfreiheit.61 Für die Einschätzung, ob solche Verletzungen aber tat-

sächlich als systematisch und schwerwiegend eingestuft werden müssen, sind 

detaillierte Kenntnisse der Situation notwendig. Auch wenn eine internationale 

Praxis hinsichtlich systematischer und schwerwiegenden Menschenrechtsver-

letzungen besteht, ist die Subsumierung einer Situation unter diesem Kriterium 

eine Abschätzung im Einzelfall. Solche Einschätzungen sind nicht immer ein-

deutig nachvollziehbar.62  

5.2.2 RESPEKTIERUNG DER MENSCHENRECHTE IM EMPFÄNGERSTAAT  

„Bei der Bewilligung von Auslandsgeschäften und des Abschlusses von Ver-

trägen nach Artikel 20 KMG sind zu berücksichtigen: [...] die Situation im In-

nern des Bestimmungslandes; namentlich sind zu berücksichtigen die Res-

pektierung der Menschenrechte und der Verzicht auf Kindersoldaten.“ 

Art. 5 Abs. 1 

lit. b KMV 

Werden in einem Empfängerstaat nach Einschätzung des Bundesrates die 

Menschenrechte nicht systematisch und schwerwiegend verletzt, herrscht 

aber doch eine unbefriedigende Menschenrechtssituation, so ist das Kriteri-

um in der Güterabwägung nach Abs. 1 zu beachten.  

Auch dieses Kriterium stimmt mit der grundsätzlichen Orientierung der 

schweizerischen Aussenpolitik überein, welche sich der Achtung der Men-

schenrechte verpflichtet hat. Werden beispielsweise in einem Bestimmungs-

land Menschenrechte schwerwiegend, jedoch nicht systematisch verletzt, 
kann dies in der Güterabwägung zu einer Ablehnung des Bewilligungsgesu-
ches führen. Der Einsatz von Kindersoldaten ist hierfür ein Anwendungsbei-

spiel. Kinder sind gemäss der Kinderrechtskonvention und dem dazugehöri-

gen Fakultativprotokoll davor zu schützen, rekrutiert und in bewaffneten 

Konflikten eingesetzt zu werden.63 Dabei handelt es sich um ein notstands-

festes Menschenrecht, dessen Verletzung als schwerer Eingriff in die Rechte 

des Kindes qualifiziert wird. Die Schweiz hat sich im Ausarbeitungsprozess 

 

 

 

 

 

Menschen-

rechtssituation 

im Bestim-

mungsland 

                                                

59
 Gemäss Angaben des EDA und SECO im Dezember 2011. 

60
 Die Vereinigten Arabischen Emirate befinden sich bei einem Ranking der OECD über soziale Einrichtungen und Gleichstellung von nicht 

OECD Staaten auf Rang 92 von insgesamt 102 (OECD Social Institutions and Gender Index 2009). 
61

 Vgl. z. B. Amnesty International Deutschland, Themengruppe Meinungsfreiheit, Russland. 
62

 Z. B. wenn schwere Menschenrechtsverletzungen zwar nicht systematisch, aber regelmässig passieren. Künzli (2008): 560. 
63

 Art. 38 Abs. 2 und 3 Kinderrechtskonvention; Art. 2, 3 und 4 Fakultativprotokoll zur Kinderrechtskonvention betreffend die Beteiligung 

von Kindern an bewaffneten Konflikten.  
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dieser Völkerrechtsinstrumente ausdrücklich für einen möglichst umfassen-

den Schutz der Kinder auf dem Gebiet eingesetzt und gehörte zu den ersten 

Staaten, welche das Fakultativprotokoll unterschrieben haben.64 Bei einer 

konsequenten Verfolgung dieser Politik wird der Einsatz von Kindersoldaten 

als ein in der Güterabwägung zu gewichtendes Argument aufgeführt.  

In diesem Zusammenhang kritisch zu erwähnen sind die Exporte nach IndienIndienIndienIndien, 

wo gemäss diversen Menschenrechtsorganisationen Kinder rekrutiert und in 

Konflikten eingesetzt werden.65 Indien war 2010 der grösste Abnehmer von 
Klein- und leichten Waffen (4.4 Mio. CHF) aus der Schweiz.66 Auf Grund der 

Natur der Güterabwägung werden Menschenrechtsverletzungen geringeren 

Grades nur zur Ablehnung eines Bewilligungsgesuches führen, wenn Ge-

schäfte mit weniger Auftragsvolumen betroffen sind.67 Auch auf die oben 

genannten kritischen Bewilligungen hinsichtlich des absoluten Ausschluss-

grunds der systematischen und schweren Menschenrechtsverletzungen kann 

hier verwiesen werden. Bei der Beurteilung der Menschenrechtslage ist die 

Linie zwischen systematischen und schweren Menschenrechtsverletzungen 

und einer allgemeinen schlechten Menschenrechtslage, welche bei der Bewil-

ligungserteilung zu berücksichtigen ist, fein.  

 

 

Kritische Praxis 

5.3 ENTWICKLUNGSGRAD DES EMPFÄNGERSTAATES 

5.3.1 OECD LISTE  

„Auslandsgeschäfte und Abschlüsse von Verträgen nach Artikel 20 KMG wer-

den nicht bewilligt, wenn: [...] das Bestimmungsland auf der jeweils geltenden 

OECD-DAC-Liste der Empfängerländer öffentlicher Entwicklungshilfe unter den 

am wenigsten entwickelten Ländern aufgeführt ist.“ 

Art. 5 Abs. 2 

lit. c KMV 

Die OECD-DAC-Liste (Liste des Development Assistance Committee) führt alle 

Staaten auf, die öffentliche Entwicklungshilfe erhalten. Mit diesem Ausschluss-

kriterium soll verhindert werden, dass fremde Mittel, die im Rahmen der Ent-

wicklungshilfe gewährt wurden, zum Ausbau von Infrastruktur, rechtstaatlicher 

Strukturen etc. zum Einkauf von Kriegsmaterial verwendet werden.68 Die aktu-

elle Liste zählt unter der Kategorie der am wenigsten entwickelten Staaten 48 

Länder auf.69 Der Bundesrat führt in den Erläuterungen zur KMV auf, dass be-

reits vor der Revision der KMV keiner dieser Staaten „uneingeschränkt“ belie-

 

 

OECD Liste 

                                                

64
 United Nations Treaty Collection, Optional Protocol to the Convention on the Rights of the Child on the Involvement of Children in armed 

conflict. 
65

 Anstatt vieler: Coalition to Stop the Use of Child Soldiers (heute: Child Soldier International), Global Report 2008: 169 ff.  
66

 SECO, Small Arms and Light Weapons 2010: 9. Das Volumen des Exports nach Indien hatte sicherlich Einfluss bei der Entscheidung zur 
Kompromisslösung Saudi-Arabien, Pakistan, Südkorea und Indien.  
67

 Künzli (2008): 560. 
68

 Die versteckte Zweckbindung von im Rahmen der Entwicklungshilfe gewährten Geldern kann sich dem Vorwurf einer neokolonialisti-

schen Prägung nicht ganz entziehen.  
69

 Die Liste wird alle 2-3 Jahre neu erstellt. Die aktuelle Version gilt für die Jahre 2011-2013.  
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fert wurde.70 Hierbei handelt es sich um das einzige objektive Kriterium unter 

den Ausschlussgründen.71 Die Gesuchsteller können selbstständig überprüfen, 

ob ein Empfängerstaat auf dieser Liste geführt wird und werden in einem sol-

chen Fall kaum ein Gesuch stellen.  

Grundsätzlich sind keine Missachtungen dieses Ausschlusskriteriums bekannt. 

Eher ein ‚Schönheitsfehler‘ ist in den Zahlen von 2010 zu finden. Gemäss An-
gaben des SECO wurden in diesem Jahr zwei Gewehre im Gesamtwert von 1192 

CHF nach SambiaSambiaSambiaSambia exportiert.72 Sambia wurde zu diesem Zeitpunkt auf der 

OECD Liste als eines der am wenigsten entwickelten Länder aufgeführt. Auf 

Grund des geringen Umfangs dieser Lieferung kann davon ausgegangen wer-

den, dass es sich hierbei um ein Einzelstück gehandelt hat oder um eine Er-

satzlieferung.73 Trotzdem: Führen nicht jene Exporte zu politischem Spreng-

stoff und einer Gefährdung unserer Glaubwürdigkeit, auch wenn zweifelsohne 

1192 CHF ein vernachlässigbarer Betrag ist? 

 

 

 

 

Beispiele 

5.3.2 BESTREBUNGEN DER SCHWEIZ IM BEREICH DER 

ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT  

„Bei der Bewilligung von Auslandsgeschäften und des Abschlusses von Verträ-

gen nach Artikel 20 KMG sind zu berücksichtigen: [...] die Bestrebungen der 

Schweiz im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit.“ 

Art. 5 Abs. 1 

lit. c KMV 

Die Güterabwägung von Art. 5 Abs. 1 lit. c KMV will verhindern, dass sich die 

Schweiz in ihrem eigenen Handeln behindert. Setzt sich die Schweiz in einem 

Staat durch Entwicklungshilfe für den Aufbau und die Erhaltung von Frieden 

ein, könnte eine Lieferung von Kriegsmaterial in denselben Staat kontrapro-

duktiv wirken. Andererseits können Waffenlieferungen an das staatliche Militär 

oder die Polizei der Friedenssicherung dienen, was wiederum der Entwicklung 

von Wirtschaft und Infrastruktur dienlich sein kann. Dies spielt insbesondere 

bei der von der Schweiz stark gewichteten Osthilfe eine Rolle.74 Das DEZA und 

das SECO führen in ihrem gemeinsamen Jahresbericht zur internationalen Zu-

sammenarbeit 2010 die Schwerpunktregionen und -länder der schweizeri-

schen Entwicklungshilfe auf. Dabei fällt ins Auge, dass IndienIndienIndienIndien, der gewichtigste 

Abnehmer 2010 von Klein- und leichten Waffen, gleichzeitig als eines der 

Schwerpunktländer der DEZA Aktivitäten aufgeführt wird und Entwicklungshilfe 

in der Höhe von 7.6 Mio. CHF erhalten hat.75  
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der Entwick-

lungszusam-

menarbeit 

                                                

70
 Erläuterungen Änderung KMV: 2. 

71
 Erläuterungen Änderung KMV: 2. 

72
 SECO, Small Arms and Light Weapons 2010: 11.  

73
 Ersatzlieferungen müssen nach dem Grundsatz pacta sunt servanda auch noch geleistet werden, wenn sich die Praxis gegenüber einem 

Empfängerstaat geändert hat.  
74

 Künzli (2008): 561.  
75

 DEZA/SECO, Internationale Zusammenarbeit der Schweiz, Jahresbericht 2010: 7. 
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5.4 VÖLKERRECHTSTREUE DES EMPFÄNGERSTAATS 

5.4.1 WAFFEN GEGEN DIE ZIVILBEVÖLKERUNG  

„Auslandsgeschäfte und Abschlüsse von Verträgen nach Artikel 20 KMG wer-

den nicht bewilligt, wenn: [...] im Bestimmungsland ein hohes Risiko besteht, 

dass die auszuführenden Waffen gegen die Zivilbevölkerung eingesetzt wer-

den.“ 

Art. 5 Abs. 2 

lit. d KMV 

Bei der Beurteilung der allgemeinen Einhaltung von Völkerrecht durch den 

Empfängerstaat wird von einer Nichtbewilligung von Kriegsmaterialexporten 

ausgegangen, falls nach Art. 5 Abs. 2 lit. d der KMV ein hohes Risiko besteht, 

dass die ausgeführten Waffen gegen die Zivilbevölkerung eingesetzt werden. 

Das Kriterium spielt deshalb nicht bei allen zu exportierenden Waffen eine 

gleich grosse Rolle. Waffen, die gegen die Zivilbevölkerung gerichtet werden 

können, sind hauptsächlich Kleinfeuerwaffen. Laut den Erläuterungen zur Än-
derung der KMV knüpfte dieses Kriterium an die zum Zeitpunkt der Revision 

bestehende Ausfuhrpraxis an. Bereits damals wurden laut Angaben der Behör-

den einzelne Länder nur mit defensiven Waffen (wie z.B. Flugabwehrkanonen) 

beliefert, welche nur schwer gegen die Zivilbevölkerung gerichtet werden kön-

nen.76 Welche Länder konkret davon betroffen sind, liegt im Ermessen der Be-
hörden und dieses Ermessen kann stets zu umstrittenen Entscheiden führen.77  

 

 

 

Waffen gegen 

Zivilpersonen 

Die Anwendung des Kriteriums nach lit. d lässt sich in der Praxis nicht immer 

leicht umsetzen. Der grosse Ermessensspielraum ist auf die Auslegung des 

Begriffs „Risiko“ zurückzuführen. Dabei kann die Risikoanalyse nicht einzig an 

die Waffenart geknüpft werden (Flugabwehrkanone: Risiko verneint, Kleinwaf-

fen: Risiko bejaht). Wichtiger ist die Risikoanalyse der Gewaltbereitschaft eines 
Staates gegenüber seiner Bevölkerung. Während dieses Risiko in einigen Fällen 
von bereits vorherrschender offensichtlicher Gewalt gegen die Zivilbevölkerung 

leicht festzustellen ist78, ist davon auszugehen, dass sich in der Mehrzahl von 

Fällen dieses Risiko nicht an leicht eruierbaren Kriterien festmachen lässt. Indi-

zien für ein bestehendes Risiko könnten sich aus der Berücksichtigung der 

allgemeinen Einhaltung von Völkerrecht ergeben. Eine weitere Möglichkeit das 

bestehende Risiko zu ermitteln, ist die Betrachtung der allgemeinen Men-

schenrechtslage und ob die Menschenrechte nicht systematisch und schwer-

wiegend verletzt werden. Legt ein Staat grundsätzlich ein positives Verhalten in 

Bezug auf die Einhaltung von Völkerrecht und Menschenrechten an den Tag, ist 

die Wahrscheinlichkeit kleiner, dass Waffen gegen die Zivilbevölkerung einge-

setzt werden könnten. Da diese Kriterien aber in Art. 5 Abs. 1 lit. d KMV res-

pektive lit. b und Abs. 2 lit. b aufgelistet sind, stellt sich hier die berechtigte 

Frage, ob das Kriterium des Bestehens eines hohen Risikos eines Einsatzes 

 

 

 

 

Risikoanalyse 

                                                

76
 Erläuterungen Änderung KMV: 2. 

77
 Erläuterungen Änderung KMV: 2. 

78
 Solche Fälle sind beispielsweise Libyen und Syrien während des „arabischen Frühlings“. 
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gegen die Zivilbevölkerung überhaupt einen eigenständigen Charakter hat.79 

Ein alleiniger Ausschluss eines Kriegsmaterialexports nach Art. 5 Abs. 2 lit. d 

KMV scheint nahezu ausgeschlossen. Zudem haben diese Kriterien nur ein ge-

ringes Potential, den grossen Ermessensspielraum der Behörden einzuschrän-

ken.  

5.4.2 EINHALTUNG DES VÖLKERRECHTS  

„Bei der Bewilligung von Auslandsgeschäften und des Abschlusses von Verträ-

gen nach Artikel 20 KMG sind zu berücksichtigen: [...] das Verhalten des Be-

stimmungslandes gegenüber der Staatengemeinschaft, insbesondere hinsicht-

lich der Einhaltung des Völkerrechts.“ 

Art. 5 Abs. 1 

lit. d KMV 

Wird in einem ersten Schritt kein Risiko eines Einsatzes gegen die Zivilbevölke-

rung festgestellt, gilt es in einem zweiten Schritt, die Haltung des Bestim-

mungslandes gegenüber der Staatengemeinschaft zu berücksichtigen. Bei die-

ser Güterabwägung geht es insbesondere um die Einhaltung von Völkerrecht 

im engeren Sinn. Nach der Botschaft zum KMG und gemäss Auskunft des EDA 

sind dabei in einem ersten Schritt die Beachtung von Nonproliferationsver-

pflichtungen und die Unterstützung von terroristischen Aktivitäten zu beach-

ten.80 In der Praxis wurden diese Kriterien dadurch erweitert, dass von den 

Behörden auch das Risiko der Weiterleitung von Waffen an Guerillabewegungen 

oder mafiöse Kreise in Nachbarstaaten, eine generell ungenügende Kontrolle 

des privaten Waffenhandels und eine unbefriedigende Zusammenarbeit mit 

internationalen Straftribunalen in die Güterabwägung einfliessen.81  

 

 

Haltung ge-

genüber der 

Staatenge-

meinschaft 

Weitere Kriterien, die sich für eine Analyse der Einhaltung des Völkerrechts 

eignen, sind unter anderem die Ratifikationspraxis des Importstaates hinsicht-

lich wichtiger völkerrechtlicher Verträge (im Bereich Rüstungskontrolle als auch 

im Bereich der Menschenrechte), die Zusammenarbeit mit internationalen Or-

ganisationen (vor allem UNO) sowie die Beachtung von Urteilen und urteilsähn-

lichen Entscheiden internationaler Spruchkörper (z.B. internationaler Gerichts-

hof).82  

 

Weiter Krite-

rien 

Obwohl es - wie dargestellt - eine beachtliche Anzahl möglicher Kriterien zur 

Evaluierung der allgemeinen Einhaltung von Völkerrecht gibt, sind nur wenige 

dieser aufgezählten Kriterien in ihrer Gesamtheit objektiv feststellbar.83 In vie-
len Fällen wird es für die verantwortlichen Behörden schwierig sein, an verläss-

liche Quellen zur Feststellung der Einhaltung des Völkerrechts zu kommen. Vor 

 

Mangelnde 

Objektivität 

                                                

79
 Künzli (2009): 142.  

80
 Botschaft Revision KMG: 1074. 

81
 Künzli (2008): 561. Als Beispiel lässt sich hier Serbien aufführen. 

82
 Künzli (2008): 566. 

83
 Objektiv feststellbar waren z.B. die fehlenden Nonproliferationsverpflichtungen von Indien, die lange Zeit als Grund für das Ausfuhrver-

bot galten (Bericht GPK 2006: 2127 f.). 
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allem die Kriterien der KMG Botschaft (Beachtung von Unterstützungen von 

terroristischen Aktivitäten) sowie die Kriterien der Behördenpraxis (Risiko der 

Weiterleitung von Waffen und eine ungenügende Kontrolle des privaten Waf-

fenhandels) sind nur in offensichtlichen Fällen leicht zu beweisen.  

5.5 HANDELSVERTRAUEN IN DEN EMPFÄNGERSTAAT 

5.5.1 UNERWÜNSCHTER ENDEMPFÄNGER  

„Auslandsgeschäfte und Abschlüsse von Verträgen nach Artikel 20 KMG wer-

den nicht bewilligt, wenn: [...] im Bestimmungsland ein hohes Risiko besteht, 

dass die auszuführenden Waffen an einen unerwünschten Endempfänger wei-

tergegeben werden.“ 

Art. 5 Abs. 2 

lit. e KMV 

Ein weiterer absoluter Ausschlussgrund nach Art. 5 Abs. 2 KMV ist unter lit. e 

das Bestehen eines hohen Risikos, dass die auszuführenden Waffen an einen 

unerwünschten Endempfänger weitergegeben werden. Gemäss den Erläuterun-

gen zur Änderung der KMV wird die Bewilligung verweigert, falls das Risiko der 

Weiterleitung nicht mittels bestimmter Massnahmen ausgeräumt werden kann. 

Geeignete Massnahmen sind dabei Nichtwiederausfuhrerklärungen, diplomati-

sche Noten der beteiligten Regierungen oder Nachexportinspektionen (soge-

nannte Post-Shipment Inspections).84  

 

Unerwünschter 

Endempfänger 

Nichtwiederausfuhrerklärungen sind von den aufgezählten Massnahmen das 
gebräuchlichste Mittel um das Risiko einer ungewollten Weiterleitung zu ver-

mindern.85 Solche Erklärungen wurden von der Schweizer Regierung beispiels-

weise 2005 bei einer Waffenlieferung an die Vereinigten Arabischen Emirate 

eingesetzt.86  

Nichtwieder-

ausfuhrerklä-

rungen 

Fraglich ist, ob trotz Ergreifen der aufgezählten Massnahmen das Risiko des 

Verkaufs von Schweizer Waffen an einen anderen Endempfänger als zu gross 

erscheint. Nichtwiederausfuhrerklärungen sowie diplomatische Noten der ent-

sprechenden Regierungen sind zwar ein Indiz dafür, dass sich das Exportland 

an eine Nichtwiederausfuhr halten könnte, in der PraxisPraxisPraxisPraxis sind solche Erklärun-

gen jedoch nicht selten problemproblemproblemproblemaaaatischtischtischtisch.87 So wurden nach einer Waffenlieferung 

an die Vereinigten Arabischen Emirate Panzerhaubitzen trotz einer bestehen-

den Nichtwiederausfuhrerklärung an Marokko weiterverschenkt. Ganz nach 

dem Motto „Vertrauen ist gut, Kontrolle ist besser“ sollten deshalb sämtliche, 

auch nur im Ansatz kritische Exporte, neben präzis formulierten Nichtwieder-
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84
 Erläuterungen Änderung KMV: 2. 

85
 Siehe unter 4.2.3. 

86
 Bericht GPK 2006: 2122 und 2131 ff. Die Vereinigten Arabische Emirate beabsichtigten eine Weitergabe von gewissen Kriegsmaterialien 

an den Irak und an Marokko. Als im Falle des Iraks eine solche nicht erbracht werden konnte, wurde das Dossier sistiert. 
87

 Anderer Meinung ist der Bundesrat, welcher Verletzungen von Wiederausfuhrerklärungen generell als selten betrachtet (Antwort BR 

Bericht GPK 2007: 2145). 



 

foraus – Export von Schweizer Kriegsmaterial  S e i t e  33333333 | 40 

ausfuhrerklärungen durch Nachexportinspektionen ergänzt werden.88 Die 

Möglichkeit von Nachexportinspektionen ist laut Angaben des SECO durch eine 

Klausel in den standardisierten Nichtwiederausfuhrerklärungen gewährleistet 

und wird durch die grosse Mehrheit der Exportländer akzeptiert.  

Wird ein Missbrauch, wie im neusten Falle von Schweizer Munition der liby-
schen Aufständischen, die ursprünglich an Katar geliefert wurde, festgestellt, 

so sind sämtliche Exporte bis auf weiteres einzustellen. Ähnliche Forderungen 

wurden zu einem früheren Zeitpunkt bereits von der Geschäftsprüfungskom-

mission des Nationalrates ausgesprochen.89 In solchen Fällen kann der verlet-

zende Staat nur durch weitgehende und glaubwürdige vertrauensbildende 

Massnahmen erreichen, dass zu einem späteren Zeitpunkt wieder Waffen in 

sein Territorium exportiert werden. Begrüssenswert ist die im Falle von Tschad 

angewendete Praxis, dass die möglichen Massnahmen nicht auf das SECO be-

schränkt sind, sondern in Zusammenarbeit mit dem EDA abgesprochen werden 

können (z.B. Stopp von Geldern für die Entwicklungszusammenarbeit). Das 

SECO geht jedoch bei einer Verletzung einer Nichtwiederausfuhrerklärung 

nicht zwingend von einem Exportstopp aus. Laut Angaben des SECO kommen 
auch schwächere Massnahmen wie Einreisesperren zum Zuge.  

5.5.2 HALTUNG ANDERER LÄNDER AUS DEN GLEICHEN 

EXPORTKONTROLLREGIMES  

„Bei der Bewilligung von Auslandsgeschäften und des Abschlusses von Verträ-

gen nach Artikel 20 KMG sind zu berücksichtigen: [...] die Haltung der Länder, 

die sich zusammen mit der Schweiz an internationalen Exportkontrollregimes 

beteiligen.“ 

Art. 5 Abs. 1 

lit. e KMV 

Nach Art. 5 Abs. 1 lit e KMV ist die Haltung der Länder, die sich zusammen mit 

der Schweiz an internationalen Exportkontrollregimes beteiligen, zu berück-

sichtigen. Ausschlaggebend ist, dass die zu berücksichtigten Länder Mitglieder 

sämtlicher internationaler Exportkontrollregimes sind. Als internationales Ex-

portregime im Sinne von Art. 5 Abs. 1 lit. e KMV gilt die Vereinbarung von 

Wassenaar90, welche ein Gremium im Bereich der konventionellen Rüstung vor-

sieht sowie die drei Regimes, die im Bereich der Massenvernichtungswaffen die 

Kontrolle des internationalen Handels mit Dual-Use-Gütern bezwecken (Grup-

 

 

Haltung ande-

rer Länder 

                                                

88
 Laut einem Bericht des Bundesrates vom 10. März 2006 wurde die Problematik von der Regierung erkannt. Es sollen zudem vermehrt die 

Dienste der Auslandvertretungen (einschliesslich Verteidigungsattachés) und der Schweizer Nachrichtendienst beansprucht werden (Be-

richt GPK 2006: 2133). 
89

 Zur gleichen Ansicht gelangte die GPK des Nationalrates als die Vereinigten Arabische Emiraten Panzerhaubitzen trotz einer bestehenden 
Nichtwiederausfuhrerklärung an Marokko weiterverschenkte (Bericht GPK 2006: 2133). Der Bundesrat teilte diese Meinung der GPK im 

Ansatz, strich jedoch gleichzeitig hervor, dass durch eine Einstellung der Exporte in erster Linie die schweizerische Exportindustrie benach-
teiligt wird (Antwort BR Bericht GPK 2007: 2145).  
90

 Meist als Wassenaar-Arrangement bezeichnet. Dieses Gremium strebt mittels vereinheitlichter Güterlisten für Rüstungs- und konventio-
nelle Mehrzweckgüter eine die internationale oder regionale Stabilität gefährdende Aufrüstung eines Staats zu verhindern. Siehe mehr zum 

Wassenaar-Arrangement unter Künzli (2008): 384 ff. 
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pe der Nuklearlieferländer91, die Australiengruppe92 sowie das Raketentechno-

logieregime93). All diese Kontrollregimes sind rechtlich unverbindlirechtlich unverbindlirechtlich unverbindlirechtlich unverbindlichechecheche „Gentle-

men's Agreements“, welche mehrheitlich aus westlichen Industriestaaten be-

stehen.  

Die Schweizer Regierung liess in ihren Entscheidungen verschiedentlich das 

Argument vernehmen, dass gleichgesinnte Staaten den Export in ein gewisses 

Land zulassen würden. So rechtfertigte die Regierung im Jahr 2005 ihren Ent-

scheid, Waffen an Südkorea zu liefern unter anderem damit, dass mehrere 

Länder und dabei insbesondere Schweden, wieder Waffen in dieses Land ex-

portieren.94 Der Verweis auf die Haltung anderer Länder der Exportkontrollre-

gimes macht hauptsächlich in Situationen Sinn, in denen ein Export in einen 

bestimmten Staat unterbunden wurde. Wird nämlich der Export durch ein an-

deres Land, welches ein ähnliches Exportkontrollregime besitzt, verboten, ist 

dies ein deutlicher Hinweis darauf, dass auch nach den Schweizer Kriterien ein 

Export nicht möglich sein wird. Zweifelsohne darf das Kriterium nach lit. e 

nicht missbraucht werden, um umstrittene Exporte damit zu rechtfertigen, 

dass „gleichgesinnte“ Staaten einen Export ins gleiche Land erlaubt haben. 

Auch das Argument, die Schweizer Rüstungsindustrie würde in solchen Fällen 

benachteiligt, kann nicht dazu führen, dass die übrigen Kriterien von Art. 5 

KMV an Gewicht verlieren.95 Die Schweiz besitzt im Vergleich zu vielen europä-

ischen Staaten ein strenges Rüstungsexportrecht. Daher ist es gut möglich, 

dass zwar mehrere Länder aus den Exportkontrollregimes Waffen in ein gewis-

ses Land exportieren, dies aber nach den übrigen Kriterien von Art. 5 KMV 

nicht erlaubt ist. Das Argument wird somit durch die strenge Gesetzgebung 

gleich entkräftet. 

 

 

 

 

Missbrauchs-

potential 

5.6 SCHWÄCHEN UND PROBLEME VON ART. 5 KMV 

Der Bundesrat verweist in seiner Praxis regelmässig darauf, dass es sich bei 

den Bewilligungskriterien um einen Entscheid mit erheblichem Ermessensspiel-

raum handelt. Damit betont er, dass sich der Bundesrat der Problematik gewis-

ser Entscheide durchaus bewusst ist. Diese Erkenntnis erstaunt wenig, wenn 

berücksichtigt wird, dass die Gesamtbeurteilung der Bewilligungserteilung im 

Spannungsfeld einer werteorientierten Aussenpolitik einerseits und den Forde-

rungen einer am Export interessierten Schweizer Wirtschaft und dem Interesse 

an der Aufrechterhaltung einer an die Bedürfnisse der Landesverteidigung an-

gepassten industriellen Kapazität andererseits liegt. In der rechtswissenschaft-

 

Enge Verbun-

denheit der 

Kriterien 

                                                

91
 Die 1975 gegründete Gruppe der Nuklearlieferländer wird auch Nuclear Supplier Group genannt. Sie bezweckt im Bereich der eigentli-

chen nuklearen und nuklearen Mehrzweckgüter die Durchsetzung des Atomsperrvertrags. Siehe mehr zur Gruppe der Nuklearlieferländer 
unter Künzli (2008): 381 f. 
92

 Die Australiengruppe wurde 1985 gegründet und strebt die Nichtverbreitung der international geächteten chemischen und biologischen 

Waffen an (unter anderem durch eine Ausfuhrkontrolle von heiklen chemischen und biologischen Ausgangsstoffen). Siehe mehr zur Austra-
liengruppe unter Künzli (2008): 382 f. 
93

 Das 1987 gegründete Raketentechnologieregime will mittels vereinheitlichten Exportkontrollen die Weiterverbreitung von Trägersyste-

men für den Einsatz von ABC-Waffen verhindern. Siehe mehr zum Raketentechnologieregime unter Künzli (2008): 383 f. 
94

 Bericht GPK 2006: 2123 und Antwort BR Bericht GPK 2007: 2144. 
95

 Dieses Argument wurde beim Export von Kriegsmaterial nach Indien und Pakistan angebracht (siehe Bericht GPK 2006: 2122). 
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lichen Lehre wird der Entscheid über eine Erteilung einer Bewilligung letztend-
lich als „Ermessens- oder aussenpolitischer Opportunitätsentscheid“ einge-
stuft.96  

Die einzelnen Kriterien von Art. 5 KMV sind eng miteinander verbunden. Be-

reits bei den klaren Ausschlussgründen nach Abs. 2 lässt es sich nicht verhin-

dern, dass die Güterabwägung im Sinne von Abs. 1 herein spielt. Die Praxis 

zeigt, dass bei der Güterabwägung nach Art. 5 Abs. 1 KMV das konkrete oder 

potentielle Auftragsvolumen so stark ins Gewicht fallen kann, dass Lieferungen 

an kritische Länder dennoch möglich sind.97 Ausserdem scheinen sich einige 

Kriterien zu überschneiden, so dass die selbstständige Relevanz einzelner 

Ausschlussgründe fragwürdig erscheint. So ist beispielsweise die Eigenstän-

digkeit des Ausschlusskriteriums des Einsatzes gegen die Zivilbevölkerung 

neben demjenigen der Verwicklung in eine bewaffneten Konflikt oder der Völ-

kerrechtstreue unklar.  

 

 

Enge Verknüp-

fung 

Zusätzlich enthält Art. 5 Abs. 2 KMV diffuse und ungewöhnliche Begriffe. An 

sich klar definierte Begriffe wie ‚bewaffneter Konflikt’ werden vom Bundesrat 

nach einer vom völkerrechtlichen Verständnis unterschiedlich ausgelegt. Sollte 

der Bundesrat zu den einzelnen Kriterien eine eigene Praxis entwickelt haben, 

so ist eine solche für die Öffentlichkeit nicht ersichtlich.  

 

Verhinderte 

Transparenz 

                                                

96
 Künzli (2008): 558 f. 

97
 Dies lässt sich am besten am Beispiel von Indien darstellen: Obwohl mehrere Ausschlusskriterien von Art. 5 Abs. 2 als problematisch 

galten, vermochten die gleichen Argumente die Güterabwägung nach Art. 5 Abs. 1 KMV nicht dahingehend zu beeinflussen, dass die juristi-

schen Bedenken die wirtschaftlichen Volumen überstimmten. 
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6.6.6.6.    FAZITFAZITFAZITFAZIT    

Vorliegende Studie zeigt die Hauptprobleme des Schweizer Kriegsmaterialex-
ports auf: Kriegsmaterialexporte an problematische Empfangsstaaten erfolgen 

nach wie vor. Zusicherungen von Importeuren von Schweizer Waffen (sog. 

Nichtwiederausfuhrerklärungen), diese nicht an Drittstaaten zu veräussern, 

verfehlen ihre Wirkung. Ihre Überwachung und Durchsetzung erfolgt zudem 
nur ungenügend. Zu bemängeln ist die fehlende Transparenz und Öffentlich-

keit in einer heiklen Thematik. Für das Ansehen der Schweiz und des hiesigen 

Handelsplatzes sind diese Probleme nicht unerheblich und gefährden unsere 

Glaubwürdigkeit als (neutraler) und dem Menschenrechtsgedanken verpflichte-

ter Staat. Folgende Massnahmen werden zur Verbesserung und Vertrauensbil-

dung vorgeschlagen:  

Massnahmen 

• Kriegsmaterialexporte in Problemländer zukünftig vermeideKriegsmaterialexporte in Problemländer zukünftig vermeideKriegsmaterialexporte in Problemländer zukünftig vermeideKriegsmaterialexporte in Problemländer zukünftig vermeiden. n. n. n. Der 

Grossteil an Kriegsmaterialexporten an problematische Endabnehmer 

lässt durch eine strikte Gesetzesanwendung vermeiden. Auf dubiose 

Waffengeschäfte muss aus völkerrechtlicher Sicht verzichtet werden. 

Bei Problemexporten ist auch bei grossem Auftragsvolumen den aus-

senpolitischen Werten wie Menschenrechte und Friedensförderung aus-

reichend Rechnung zu tragen. Eine Abwägung zwischen dem erreichten 

Nutzen vollendeter Geschäfte und einzugehenden Risiken verdeutlicht, 

dass auf Exporte an Problemländer zukünftig verzichtet werden muss. 

Dies gilt umso mehr, als die Schweiz als Partnerin und ernstzunehmen-

der Staat auf dem internationalen Parkett und der hiesige Werkplatz – 

selbst die Rüstungsindustrie – einen guten Ruf zu verlieren haben. 

 

Problemex-

porte vermei-

den 

• NichtwiederausfuhrerklärungNichtwiederausfuhrerklärungNichtwiederausfuhrerklärungNichtwiederausfuhrerklärungen strikte anwenden en strikte anwenden en strikte anwenden en strikte anwenden ––––    Verstösse sanktioniVerstösse sanktioniVerstösse sanktioniVerstösse sanktionie-e-e-e-

ren. ren. ren. ren. Das Kriegsmaterialrecht sieht vor, Vertragspartner verbindlich zu 

verpflichten, geliefertes Kriegsgut nicht weiter zu veräussern Die Praxis 

der Schweiz diesbezüglich ist unklar und zu stark vom Einzelfall ab-

hängig. Die verantwortlichen Behörden müssen in der Anwendung von 

Nichtwiederausfuhrerklärungen strikte Kriterien befolgen und Vertrags-

brüche konsequent ahnden. Wird ein Missbrauch festgestellt, sind 

sämtliche Exporte in das betroffene Land sofort einzustellen. In solchen 

Fällen kann der verletzende Staat nur durch weitgehende und glaub-

würdige vertrauensbildende Massnahmen erreichen, dass zu einem 

späteren Zeitpunkt wieder Waffen in sein Territorium exportiert werden 

können. Will die Schweizer Verwaltung Nichtwiederausfuhrerklärungen 

genügend Beachtung schenken und ihre Einhaltung überwachen, müs-

sen hierfür genügend finanzielle und personelle Mittel zur Verfügung 

gestellt werden, um im Zweifelsfalle auch fundierte Untersuchungen vor 

Ort durchzuführen. 

 

 

Nichtwieder-

ausfuhrerklä-

rung strikte 

anwenden 

• Keine Waffengeschäfte hinter verschlossenen Türen: Klare KommunikatKeine Waffengeschäfte hinter verschlossenen Türen: Klare KommunikatKeine Waffengeschäfte hinter verschlossenen Türen: Klare KommunikatKeine Waffengeschäfte hinter verschlossenen Türen: Klare Kommunikati-i-i-i-

on stärkt Wirtschaft und Ansehen der Schweizon stärkt Wirtschaft und Ansehen der Schweizon stärkt Wirtschaft und Ansehen der Schweizon stärkt Wirtschaft und Ansehen der Schweiz.... Der Kriegsmaterialhandel 

untersteht der staatlichen Kontrolle und verpflichtet zur Transparenz. 

Informationen über erteilte oder verweigerte Bewilligungen, verletzte 

Ausfuhrerklärungen, Kontrollbesuche im Ausland und Gründe für Lie-

Transparenz 

erhöhen 
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ferstopps müssen kommuniziert werden. Transparenz stärkt das 

Schweizer Handelsvertrauen und sorgt für erhöhte Glaubwürdigkeit der 

Schweizer (Kriegsmaterialexport-) Wirtschaft. 

• Keine rechtlich unbekannten und obskuren Begriffe in der KriegsmaterKeine rechtlich unbekannten und obskuren Begriffe in der KriegsmaterKeine rechtlich unbekannten und obskuren Begriffe in der KriegsmaterKeine rechtlich unbekannten und obskuren Begriffe in der Kriegsmateri-i-i-i-

alverordnung. alverordnung. alverordnung. alverordnung. Die Schweizer Kriegsmaterialverordnung ist Arbeits-

grundlage dafür, ob ein Kriegsmaterialgeschäft bewilligt wird. Die ent-

scheidenden Behörden brauchen hierfür ein taugliches Regelwerk. Art. 

5 Abs. 2 lit. a KMV verdeutlich, dass dieses Ziel nicht immer erreicht 

wird. Der Passus besagt, dass Kriegsmaterialexporte an Länder, die in 

Konflikte verwickelt sind, nicht bewilligt werden. Der Terminus verwi-
ckelt ist ein sprachliches Schweizer Unikum. Für Kriegsmaterialexport-
geschäfte als globales Phänomen ist der Begriff kaum praktikabel. Auch 

die Schweiz muss mit klaren Begriffen operieren; eine Änderung von 

Art. 5 Abs. 2 KMV ist unausweichlich. 

Rechtliche 

Unklarheiten 

beseitigen 

• NeutralitätsargumentNeutralitätsargumentNeutralitätsargumentNeutralitätsargumente sollten eine Kriegsmaterialdiskussion nicht dome sollten eine Kriegsmaterialdiskussion nicht dome sollten eine Kriegsmaterialdiskussion nicht dome sollten eine Kriegsmaterialdiskussion nicht domi-i-i-i-

nierennierennierennieren....    Im politischen Diskurs wird beteuert, dass die Frage, ob die Be-

willigung zum Kriegsmaterialexport erteilt werden kann oder nicht, mit 

der Neutralitätsfrage zusammenhänge. Dieser Ansicht muss widerspro-

chen werden. Zum einen lässt sich eine souveräne, die Menschenrechte 

beachtende, Kriegsmaterialexportpraxis nicht mit neutralitätspoliti-

schen Argumenten beantworten. Zum anderen verfügt die Schweiz über 

eine Kriegsmaterialgesetzgebung und braucht nicht mit einem umstrit-

tenen, unklar umrissenen Begriff zu hantieren. Deshalb: die korrekte 

und juristisch präzise Anwendung des Schweizer Exportrechts für 

Kriegsmaterial ist einem – je nach politischer Couleur geprägtem – 

Neutralitätsbegriff entschieden vorzuziehen. 

Neutralitätsar-

gumente rich-

tig gewichten 

Kriegsmaterialexporte werden auch in Zukunft für politischen Zündstoff sor-

gen. Die Durchführung der aufgezeigten Massnahmen würde sich jedoch posi-

tiv auf das Ansehen der Schweiz und ihren  Handelsplatz auswirken und die 

Praxis der schweizerischen Kriegsmaterialexporte nachvollziehbarer ausgestal-

ten. 
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